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Liebe Leserinnen und Leser!

Die Tage werden kürzer, das Wetter wird 
schlechter, Schnee fällt...

So sollte momentan unsere Umgebung 
aussehen, doch erstaunlicherweise lässt 

es sich noch gut im Freien aushalten.

Doch entgegen dem Wetter, das sich von 
seiner schönen Seite zeigt, passieren an 

der Uni immer wieder Sachen, die ganz 
und gar nicht zum Lachen sind.

Und trotzdem sollten wir nicht die Lust 
am Studieren und an gemeinschaftlichen 

Aktionen verlieren, sondern uns an 
Positivem orientieren. Beispielsweise, 

dass es hier in Berlin noch keine 
Studiengebühren gibt.

Doch das kann sich auch schnell ändern, 
wie es in anderen Bundesländern zu 

beobachten ist. Gerade deshalb sollten 
wir uns dafür einsetzen, dass keine 

weiteren Beschränkungen für das 
Studium eingeführt werden.

Unser Blickfeld FU erstreckt sich über 
das Elitethema, Probleme mit den neuen 

Studiengängen und Veränderungen an 
unserer Universität.

Viel Spaß beim Lesen!

Eure Redaktion.

E D I T O R I A L
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L
iebe Erstsemester und Neue Studierende, 
mein Name ist Ralf Hoffrogge und ich 
darf euch im Namen des AStA, des All-
gemeinen Studierendenausschusses der 

Freien Universität, herzlich begrüßen!
Der ASTA, das ist eure gewählte Studieren-

denvertretung. Da die Universitäten in Deutsch-
land allerdings nur Schein-Demokratien sind, in 
der die ProfessorInnenschaft in allen entschei-
denden Gremien die Mehrheit hat, haben die Be-
schlüsse und Resolutionen unseres AStA leider 
nur empfehlenden Charakter und werden selbst-
verständlich vom Präsidium ignoriert.

Gerade deshalb möchte ich im Namen des 
AStA diese Gelegenheit nutzen, um auf die re-
alen Zustände an der Universität hinzuweisen, 
über die sich leider weder in den Hochglanz-Bro-
schüren noch in den Festagsreden des Präsidiums 
ausreichend Hinweise finden.

Die Realität ist, dass wir alle, insbesondere die 
neu immatrikulierten Bachelorstudierenden un-
ter euch, momentan Teil eines Experiments sind. 
Eine neue Hochschulreform ist im Gange, radi-
kaler und grundlegender als alle anderen Refor-
men seit den späten 60er Jahren. Die Idee ist, völ-
lig unterfinanzierte Massenuniversitäten über 
Nacht durch die Einführung von neuen Ab-

schlüssen in wettbewerbsfähige Elite-Univer-
sitäten zu verwandeln. Natürlich können nicht 
alle Elite sein und mehr Geld ist insgesamt auch 
nicht da, also werden einige Institutionen weiter-
hin wissenschaftlich glänzen können, während 
die Mehrheit nur mehr eine minimale Grundaus-
bildung bieten kann. Mit der gerade ablaufenden 
»Exzellenzinitiative« wird mittlerweile in offe-
nem Zynismus zugegeben, was vor einigen Jah-
ren noch kräftig dementiert wurde: Die Spal-
tung der Universitäten in zwei Klassen, die Elite 
und die Masse. Der nächste Schritt auf diesem 
Weg, im großen Vorbild USA schon verwirklicht, 
bahnt sich gerade auch in Deutschland an: mit 
der Einführung von Studiengebühren wird dem-
nächst der Zugang zu Eliteuniversitäten über das 
Portmonee geregelt - nur wer zahlen kann, wird 
Elitestudent, für die anderen bleiben nur die Uni-
verstiäten zweiter Klasse oder der Verzicht auf ein 
Studium.

Harvard, Stanford, Oxford - das sind die Bil-
dungsleuchttürme der USA, nach derem Bilde 
auch unsere Universität umgestaltet wird. Ver-
schwiegen wird dabei, dass diese Top-Ten Insti-
tutionen der USA durchschnittlich über 30.000 
Dollar Studiengebühren von ihren Studentinnen 
verlangen. Der Klassencharakter der Erziehung 

Rede zur Immatrikulationsfeier im Wintersemester 2006/2007

»Es können nicht 
alle Elite sein«

von ralf hoffrogge
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ist hier mehr als deutlich und kann auch durch 
Stipendien bestenfalls verschleiert, aber nicht be-
hoben werden.

Aber wird die FU nun zur Elite gehören? Sind 
wir die Gewinner der unnatürlichen Auslese, die 
gerade stattfindet? Die FU ist alles andere als 
auf dem Weg zur Elite – sie steckt in ihrer tiefs-
ten Krise seit langem. Die Symptome dieser Krise 
haben wahrscheinlich viele von Euch in der ei-
nen oder anderen Form schon erleben und erlei-
den müssen.

Da wäre zum Beispiel das völlig unausgereifte 
Campus Management System. Nicht nur werden 
durch diese Zentralverwaltung von allen und je-
dem an der FU Datenschutzrichtlinien verletzt, 
es werden auch unnötig zentrale Abgabetermine 
für Hausarbeiten vergeben, unnötig Stress er-
zeugt und den Hochschullehrenden die Möglich-
keit erschwert, Kulanz zu üben und Ausnahmen 
zu vereinbaren. Neben all diesen Nachteilen gibt 
es ein weiteres Problem – Das Campus Manage-
ment funktioniert einfach nicht. 

Die Probleme häufen sich besonders zu Studi-
enanfang – spät Zugelassene haben immer noch 
keinen Zugang zum System und können sich 
nicht für Kurse eintragen, obwohl diese längst 
begonnen haben, gewählte Kurse tauchen bei der 

Anmeldebestätigung nicht auf und in Einzelfäl-
len nimmt das System einfach gar keine Einga-
ben an.

Das Chaos ist jedoch nicht nur ein Compu-
terproblem. Grundsätzlich ist der Wandel zum 
Bachelor an der FU von oben verordnet und 
überhastet durchgeführt, es gibt keinerlei Koor-
dination zwischen den einzelnen Instituten und 
Studiengängen. Anstatt die Universitätsmitglie-
der zur Reform zu befragen und langsam von un-
ten Reformen durchzuführen wurde auf bundes-
politischen Druck hin im Top-Down Verfahren 
die Umstellung beschlossen, jedes Institut musste 
möglichst fix eine Bachelorordnung produzieren 
und am Ende passten diese in keiner Weise zu-
sammen.

Die Arbeitsüberlastung der Studierenden ist 
durch den enormen Anstieg von Pflichtveranstal-
tungen unnötig hoch, Kernmodule und Pflicht-
veranstaltungen liegen parallel und die Studie-
renden müssen sich entweder zweiteilen oder von 
Pontius zu Pilatus rennen, um Ausnahmegeneh-
migungen für einen Modulwechsel zu erhalten.

Kein Wunder, dass an manchen Instituten 
mittlerweile schon die zweite Bachelorstudien-
ordnung in Kraft tritt, bevor die erste Bachelor-
ordnung überhaupt je eine Absolventin oder ei-

nen Absolventen 
hervorgebracht 
hat – die Unstu-
dierbarkeit dieser 
Kopfgeburten war 
einfach offensicht-
lich.

Hinzu kommen 
rechtliche Pro-
bleme – in meinem 
Institut und sicher 
auch anderswo 
sind die Studien-
ordnungen noch 
nicht einmal durch 
den Fachbereichs-
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rat beschlossen, geschweige denn vom Berliner 
Senat genehmigt. Die Immatrikulation erfolgt in 
rechtsfreie Räume hinein, die Studierenden kön-
nen nicht wirklich wissen, worauf sie sich einlas-
sen.

Aber die Probleme dieser Reform sind nicht 
nur handwerkliche Fehler oder Kinderkrankhei-
ten – es bleiben grundlegende Bedenken, wie 
etwa unklare Berufsaussichten nach dem Ab-
schluss. Für Bachelor-Lehrerinnen und Lehrer 
zum Beispiel existiert überhaupt noch kein klares 
Berufsfeld, für ArchitektInnen und andere Be-
reiche ebenso wenig. Niemand weiß, was der Ab-
schluss in Zukunft am Arbeitsmarkt wert sein 
wird.

Die Verantwortlichen an der Universität inte-
ressiert das wenig – sie wollen die Studierenden 
möglichst schnell aus der Institution wieder her-
aus haben, der Mehrheit soll ein Weiterstudium 
im Master verweigert werden. Nur 30% der Stu-
dierenden sollen den Master machen dürfen, der 

Rest bleibt außen vor. Auch innerhalb der Uni 
wird somit die Zweiteilung zwischen Elite und 
Masse zementiert, einige kommen weiter, andere 
werden aussortiert.

Dieses Aussortieren ist die Reaktion nicht nur 
unserer Uni auf die seit Jahren katastrophale Fi-
nanzsituation der Universitäten - Statt zu we-
nig Lehrpersonal gäbe es einfach zu viele Stu-
dierende und daher muss der Studierendenberg 
geschrumpft werden, durch Schnellabfertigung 
in Massenvorlesungen und Verweigerung des 
Masterstudienganges für die Mehrheit soll die 
Überfüllung beendet und das Betreuungsverhält-
nis verbessert werden.

Aber auch der angesprochene »Elitewettbe-
werb«, in dem unsere FU ja jetzt erstmal eine 
Ehrenrunde in der Warteschleife drehen wird, 
wird diese Zustände nicht wirklich verbessern. 
Die grundlegende Tendenz zur Zweiklassenbil-
dung wird durch den Wettbewerb nicht gemin-
dert, sondern vielmehr enorm beschleunigt. Zu-
dem werden die versprochenen Millionen fast 
komplett in die Forschung fließen und eben nicht 
in die Lehre – selbst an den Gewinnerunis wer-
den letztendlich die Studierenden die Verlierer zu 
sein. Die Exzellenzinitiative ist im Endeffekt nur 
ein Geschickter Coup des Staatsapparats, der zu-
nächst den Universitäten mehr und mehr Gel-
der kürzte, ihnen dann einen Bruchteil derselben 
Mittel wieder hinwarf, damit sie in unwürdigs-
ter Weise mit Hauen und Stechen um diese Gel-
der konkurrieren. Das uralte »divide et impera« 
– Teile und Herrsche funktioniert hier in neolibe-
raler Perfektion.

Das Ergebnis ist eine Wissenschaft, die noch 
staatstreuer, noch stromlinienförmiger ist, eine 
Uni die noch direkter, schneller und kurzfristiger 
dem »Standort Deutschland« dienlich ist. Kriti-
sches Denken, Erziehung zur Mündigkeit, Un-
abhängiges Erkenntnisinteresse – diese an der 
Universität immer schon seltenen Erscheinungen 
werden nun endgültig zurücktreten hinter der 
vollends zur Ware gewordenen Wissenschaft.

Euch möchte ich daher sagen: lasst euch nicht 
vor den Karren dieser so genannten Reformen 
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spannen, erteilt der Elite-Ideologie eine Absage, 
denn sie widerspricht unseren Interessen als Stu-
dierender. 

Ich rufe daher zum Widerstand auf – zunächst 
im Kleinen. Neuanfänger an der FU brauchen 
heute noch mehr Selbstbewusstsein, noch mehr 
Aufmüpfigkeit als früher. Lasst euch nicht ab-
wimmeln von Dozentinnen oder Dozenten und 
Professorinnen und Professoren, sondern ver-
langt Lösungen bei unklaren Studienordnungen. 
Besteht auf Ausnahmeregelungen und Ersatz-
veranstaltungen wenn wiedermal zwei Module 
gleichzeitig stattfinden. Lasst euch nicht aus 
überfüllten Seminaren raus werfen, die Überfül-
lung ist nicht eure Schuld, sondern ein Produkt 
jahrzehntelanger Fehlplanung auf Bundes- und 
Landesebene. Tretet den Professorinnen und 
Professoren entschieden und gemeinsam entge-
gen und pocht auf euer Recht, an Pflichtveran-
staltungen teilzunehmen, denn wenn die Uni-
versität beschließt, dass ein Studium nur noch 
aus Pflichtveranstaltungen besteht, so muss sie 
auch ausreichend Seminarplätze zur Verfügung 
stellen.

Und haltet euch den Kopf frei für eigene Ge-
danken – Notfalls auch durch Methoden, die der 
FU-Politikprofessor Wolf Dieter Narr einmal 
den »Lammfrommen Betrug« genannt hat. Um 
ein Beispiel aus der Vergangenheit zu nennen: 
es gab früher todlangweilige Veranstaltungen, 
in denen regelmäßig die Anwesenheitsliste ver-
schwand und am Ende des Seminars unauffind-
bar war. Der Anwesenheitszwang verlor somit 
seinen Zwangscharakter und eine Menge Studie-
rende hatte viel Zeit, was Besseres zu tun – das 
Kapital zu lesen zum Beispiel, oder sich in einem 
der vielen Parks hier die Sonne auf den Bauch 
scheinen zu lassen.

Wichtiger als diese individuelle Ebene ist je-
doch die politische Ebene. Die Krise der Bache-
loreinführung ist politisch gemacht und kann 
politisch verändert werden. Studierende kön-
nen immer noch Einfluss darauf nehmen, wie die 
nächsten Reformschritte aussehen werden und 
wie die vielen Probleme behoben werden.

Wichtig ist dabei, das wir solidarisch sind, 
nicht auf die Eliteideologie hereinfallen, son-
dern uns kollektiv zusammenschließen und über 
unsere eigenen Interessen diskutieren. An fast 
jedem Institut gibt es Fachschaftsinitiativen, 
auf der gesamtuniversitären Ebene den hoch-
schulpolitischen Arbeitskreis des AStA und an-
dere Gruppen, die sich kritisch mit Lehre und 
Studium auseinander setzen. Diese Initiati-
ven brauchen Eure Unterstützung. Wenn sich 
die Mehrheit der Studierenden aufs individuelle 
Durchschlagen beschränkt und nicht politisch 
aktiv wird, werden letztendlich wir alle gemein-
sam Verlieren.

Zum Beispiel beim Masterzugang – die Mas-
terstudienordnungen sind in der Mehrheit noch 
nicht geschrieben und es ist noch nicht ganz 
klar, wie viele Studienplätze hier geschaffen wer-
den. Der Kampf um den Masterzugang ist letzt-
endlich Euer Kampf, der Kampf der neuen Ba-
chelorstudierenden.

Mit den Studiengebühren ist es ebenso. Der 
letzte Versuch, in Berlin Studiengebühren einzu-
führen konnte durch den bundesweiten Unist-
reik im Winter 2003/2004 verhindert werden. 
Sicher war hier nicht alles rosig. Die politischen 
Inhalte fielen oft dem Aktionismus zum Opfer, 
Bündnispartner außerhalb der Uni wurden nicht 
ernsthaft gesucht, viele Studierende waren ge-
gen den Streik, es gab Spaltungen und Konflikte. 
Aber im Endeffekt blieb ein Sieg: wir haben bis 
heute in Berlin keine Studiengebühren!

Ich hoffe also, das wir zusammen diese 
Kämpfe weiterführen. Der AStA und die ihn tra-
genden Gruppen werden kritische Studierenden-
bewegungen immer unterstützen, aber er kann 
die Bewegung nicht ersetzen. Nur wenn wir als 
Studierende die Universität und die sie umge-
bende Gesellschaft nicht als Sachzwang hinneh-
men, sondern uns kritisch und kämpferisch zu 
ihr verhalten, können wir Veränderungen zum 
Besseren durchsetzen.

In diesem Sinne wünsche ich euch einen frohen 
Semesterstart!
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Studiengebührenüberblick BRD

A
b dem Wintersemester 2006/07 wer-
den in Deutschland erstmals, seit der 
Abschaffung der so genannten Höre-
rInnengelder im Jahr 1970, allgemeine 

Studiengebühren kassiert. Die Parlamentarier 
von sieben Landesregierungen (Baden-Württem-
berg, Bayern, Hamburg, Hessen, Niedersach-
sen, Nordrhein-Westfalen und dem Saarland) 
sprachen sich inzwischen für allgemeine Studi-
engebühren aus. In weiteren fünf Bundeslän-
dern (Bremen, Rheinland-Pfalz, Sachsen, Sach-
sen-Anhalt und Thüringen) werden Gebühren 
für das Zweitstudium sowie für angeblich zu lan-
ges Studieren verlangt. Die übrigen vier Bun-
desländer (Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern und Schleswig-Holstein) bieten 
derzeit noch Möglichkeiten zum umfangreichen 
kostenlosen studieren. Jedoch gibt es auch in 
diesen Bundesländern Entwicklungen hin zum 
Bezahl-Studium. In Mecklenburg-Vorpommern 
einigten sich die Koalitionsparteien auf die Ein-
führung von Langzeit- und Zweitstudiumsge-
bühren und auch Schleswig-Holtsteins Landes-
regierung stellt klar, das sie keine »Insellösung« 
zulassen werde. 

Politische Einschätzung Berlin

V
or den Wahlen zum Berliner Abgeord-
netenhaus im September 2006 sah es 
so aus, als würde die Einführung von 
Studiengebühren eines der ersten Pro-

jekte des wie auch immer aussehenden neuen 
Berliner Senats. Nachdem die PDS bei den Wah-
len massive Verluste (-9,2 Prozent im Vergleich 
vorherigen Wahlergebnis) erlitt, wurden inner-
halb der PDS Stimmen nach einem sozialeren 
Kurs der Partei laut. Auch das Thema Studien-
gebühren, zu dem sich vor der Wahl viele PDS 
Funktionäre ausschwiegen – kam auf die Tages-
ordnung. Öffentlich betonten einzelne PDS Po-
litikerInnen, dass Fehltritte – wie die zurück-
liegenden Überlegungen, Studiengebühren in 
Form von so genannten Studienkonten einzu-
führen – im Widerspruch zum gerne betonten 
sozialem Image der PDS stünden. Im anschlie-
ßend ausgehandelten Koalitionsvertrag zwi-
schen SPD und PDS findet das Thema Studi-
engebühren jedoch keinen Platz. Das war 2001 
noch anderes, damals wurden Studiengebüh-
ren klar abgelehnt. Bestrebungen von PDS und 
SPD 2003/2004 Studiengebühren in Berlin ein-
zuführen beweisen jedoch anschaulich, dass sol-

              Neue
 Wahlen,

 alter Ärger?
von björn kietzmann       Stand der Studiengebührendebatte in Berlin
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che Absichtserklärungen nicht selten wenig mit 
dem praktischen politischen Handeln zu tun ha-
ben. Die Berliner SPD lässt kaum Zweifel daran, 
dass sie lieber heute als morgen Studiengebühren 
einführen will. Bestärkt wird sie durch Berlins 
neuen Bildungs- und Wissenschaftssenator Jür-
gen Zöllner. Dieser hat das so genannte Studien-
kontenmodell erfunden, mit dessen Einführung 
Berlins ehemaliger Wissenschaftssenator Thomas 
Flierl 2004 scheiterte. Die Einführung von Stu-
diengebühren lief in allen Bundesländern gleich 
ab. Zuerst wurden so genannte Langzeitstudi-

engebühren eingeführt. Als nächstes folgten Be-
schlüsse zur Erhebung allgemeiner Gebühren. 
Dass in einigen dieser Bundesländer inzwischen 
über eine Erhöhung der gerade erst beschlos-
sen Gebühren diskutiert wird, macht lediglich 
deutlich, dass der Prozess um die Erhebung von 
Studiengebühren noch nicht abgeschlossen ist. 
Vergangene Proteste haben die schleichende Ein-
führung von Studiengebühren in Berlin bisher 
vereitelt, dieser Status Quo wird jedoch ohne ak-
tiven Widerstand zukünftig nicht erhalten blei-
ben.

von björn kietzmann
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A
m 17. September wurde in Berlin das 
Abgeordnetenhaus neu gewählt. Einige 
haben bestimmt auch noch die kleine 
Aufregung in der Stadt mitbekommen, 

als Klaus Wowereit erst im zweiten Wahlgang er-
neut zum Regierenden Bürgermeister von Berlin 
gewählt wurde. Für viel mehr Furore sorgte aber 
das eine oder andere im Vorfeld der Wahl. Für 
uns alle natürlich am interessantesten und wich-
tigsten: Studiengebühren bzw. Studienkonten.

Erstmalig zu der Berliner Wahl im September 
wurde das Internetprojekt kandidatenwatch.de 
angeboten. Dort konnte sich jeder die Kandidie-
renden angucken, die im eigenen Wahlkreis, zu-
mindest als Direktkandidierende, zur Wahl stan-
den. Das Bonbon dabei war allerdings, dass man 
ihnen auch Fragen stellen konnte. Diese Fragen 
wurden auch zu über 90% beantwortet.

Auf den folgenden Seiten findet ihr nun eine 
Auswahl dieser Antwort auf Fragen, die sich um 
Studiengebühren bzw. Studienkonten drehten 
– eine sehr kleine Auswahl der insgesamt über 
3300 Antworten auf kandidatenwatch.de. Die 
Antworten wurden aus dem Wahlarchiv von kan-

didatenwatch.de entnommen. Das Projekt ver-
steht sich auch als »Wählergedächtnis«, was hier-
mit ein wenig umgesetzt werden soll... 

Ein Gedächtnis bringt aber nichts, wenn sein 
Wissen nicht genutzt wird! Also sucht euch die 
Abgeordneten aus eurem Bezirk bzw. Wahlkreis 
heraus. Nehmt Kontakt auf mit euren »Volksver-
tretern« – belatscht und belagert sie mit und in-
formiert sie über eure Interessen und eure Situa-
tion. Fordert die Umsetzung ihrer Aussagen ein 
– oder auch das Gegenteil davon! 

Einen Dank an diejenigen, die ihre Position klar 
und einfach in ein oder zwei Sätzen formulie-
ren konnten. Das erleichterte das Zitieren unge-
mein. Man möge es mir auch nachsehen, dass ich 
nicht alle PolitikerInnen mit aufnehmen konnte. 
Folgende Kandidierende haben ebenfalls zum 
Thema geantwortet und sind hier nicht aufge-
führt: Thomas Birk, Ramona Pop, Stefanie Bung, 
Bilkay Öney, Udo Wolf, Florian Graf, Stefan Za-
ckenfels, Heidi Kosche, Canan Bayram, Ralf Hil-
lenberg, Raed Saleh, Mario Czaja (alle einfach 
über die Suchfunktion von kandidatenwatch.de 
zu finden)

WER
WAS
DENKT

zu 
Studiengebühren 

in Berlin

       Ein Rückblick auf Aussagen von Kandidierenden bei kandidatenwatch.de

von martin burwitz

 1
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von martin burwitz

Antworten des Regierenden Bürgermeisters und des Parlamentspräsidenten

Klaus Wowereit (SPD)
- Regierender Bürgermeister
- direkt gew. in Charlotten-
burg-Wilmersdorf WK 5
»die Berliner SPD lehnt Stu-
diengebühren ab, damit [...] 
keine finanziellen Barrie-
ren bestehen. [...] streben wir 
Verhandlungen [...] an, die 
einen Finanzausgleich für 

Studienplätze zum Ziel haben.« ²
»Studiengebühren sind keine Gewährleistung da-
für, dass die Qualität des Studiums besser wird [...] 
favorisieren wir ein Studienkontenmodell, dessen 
Einheit nicht »Zeit«, sondern in Anspruch genom-
mene Lehrleistung ist« ³ 

Walter Momper (SPD)   
Parlamentspräsident
- direkt gew. in Reinicken-
dorf WK 1
»Ich und auch meine Par-
tei, die SPD, ist gegen Studi-
engebühren. In Berlin wird 
es daher keine geben. Wir be-
vorzugen das Studienkonten-
modell, wonach für jeden das 

Erststudium kostenfrei ist und erst für ein weiteres 
Gebühren erhoben werden.« 4
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Antworten der Fraktionsvorsitzenden

5

6

7

8

9

10

Friedbert Pflüger (CDU)
- gew. über Bezirksliste Neu-
kölln
»Einführung von sozialver-
träglich ausgestalteten Stu-
diengebühren [...] Die zu-
sätzlichen Einnahmen [...] 
dürfen ausschließlich den 
Universitäten zugute kom-
men [...] Niemand von uns 

will Gebühren in der Größenordnung amerika-
nischer Elite-Universitäten.«
»[Es] wird ein neues, qualitativ hochwertiges 
Angebots-Nachfrageverhalten entstehen, welches 
den Studenten als bezahlende Kunden ermög-
licht, auf eine adäquate Gegenleistung seitens 
der Universität zu bestehen. Die für die soziale 
Absicherung vorgesehenen Unterstützungssys-
teme mit Bafög und Studiendarlehn müssen des-
halb großzügig durch leistungsbezogene Stipen-
dienprogramme ergänzt werden.« 
»Studiengebühren sind Investitionen in die ei-
gene Zukunft. [...] Nach wie vor bezahlt der 
BVG-Busfahrer den Studienplatz von der Toch-
ter seines Zahnarztes mit, erhält aber keine Ent-
lastung bei den Gebühren für die Kita-Betreu-
ung und vorschulischen Bildung seiner eigenen 
Kinder. Diese Ungerechtigkeit gilt es auszuglei-
chen.«
 

Martin Lindner (FDP)
- gew. über Bezirksliste 
Steglitz-Zehlendorf
»die Hochschulen [sollen] 
selber entscheiden dürfen, 
ob und in welchem Umfang 
(Höchstgrenze 600 Euro) 
sie Studienentgelte [...] ver-
langen. [...] durch günstige 
Darlehen, aber auch Stipen-

dien für die Studierenden, begleitet«  

Franziska Eichstädt-Bohlig (Grüne)
- Mitgl. in versch. Aus-
schüssen
- gew. über Landesliste
»Ihre abschreckende Wir-
kung insbesondere auf die-
jenigen, die nicht aus 
bildungsnahen und ökono-
misch abgesicherten Ver-
hältnissen kommen, würde 

den erschreckend hohen Zusammenhang zwi-
schen sozialer Herkunft und Bildungsabschluss 
nur noch verstärken. [...] Berlin [wäre] auf-
grund des zu erwartenden Urteils des Bundes-
verfassungsgerichtes [...] - gleich wie es auch aus-
fallen wird- gezwungen, die Einnahmen aus den 
Studiengebühren für die Sanierung des Landes-
haushaltes zu verwenden [...] Daher werden wir 
uns [...] mit allem Nachdruck gegen die Einfüh-
rung von Studiengebühren zur Wehr setzen« 
 

Michael Müller (SPD)                  - 
Fraktionsvorsitzender- 
direkt gew. in 
Tempelhof-Schöneberg 
WK 4 »Außerdem bleibt 
die Berliner SPD bei 
ihrer Auffassung, dass 
es für die Aufnahme 
eines Studiums 
keine finanziellen 

Hürden geben darf. Das Erststudium 
soll daher gebührenfrei bleiben. Dies gilt 
allerdings nicht uneingeschränkt. Wir 
erwarten, dass Studierende ihr Studium 
in einer gewissen Zeit (Regelstudienzeit 
+ 50%) abschließen und plädieren daher 
für das Studienkontenmodell.« 

????????
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Antworten von Mitglieder in relevanten Ausschüssen 

Lars Oberg (SPD)
- Mitgl. im Ausschuss »Bildung, Jugend, Familie« & »Wissenschaft und For-
schung«;
- direkt gew. in Tempelhof-Schöneberg WK 2
»Ich bin gegen Studienkonten und –gebühren welcher Art auch immer. Für 
mich ist und bleibt Bildung ein öffentliches Gut, zu dem alle Menschen freien 
Zugang haben müssen.« 
»Studiengebühren sind: - UNGERECHT UND UNSOZIAL - BILDUNGS-
POLITISCH UNVERANTWORTLICH- KEIN BEITRAG ZUR VERBES-

SERUNG DER STUDIENBEDINGUNGEN Bildung ist ein öffentliches Gut, das aus öffentlichen 
Mitteln finanziert werden muss. Ich werde mich im Abgeordnetenhaus dafür einsetzen, dass es auch 
künftig in Berlin nicht vom Geldbeutel der Eltern abhängt, ob jemand studieren kann.« 

Christa Müller (SPD)
- Vorsitzende des Ausschus-
ses »Bildung, Jugend, Fami-
lie«; Sprecherin für: Berufli-
che Bildung
- direkt gew. in Pankow 
WK 4
»Für die SPD hat Bildung 
Priorität, wir investieren in 
die Köpfe. [...] das berufs-

qualifizierende Erststudium von Studiengebüh-
ren frei halten [...] wir wollen keine soziale Selek-
tion an den Hochschulen und wir wollen nicht 
vom Studium abschrecken.« 

Mirco Dragowski (FDP)
- u.a. Mitgl. im Ausschuss 
»Bildung, Jugend, Familie« 
& »Wissenschaft und For-
schung«; versch. Sprecher-
funkt.
- gew. über Bezirksliste Tem-
pelhof-Schöneberg
»ich bin für Studienge-
bühren [...] Alle Berliner 

Hochschulen sollen Studienentgelte bis zu einer 
Grenze von zunächst 600 Euro pro Semester er-
heben dürfen [...] Zur Finanzierung dieser Ent-
gelte durch die Studierenden werden, vom Land 
koordiniert, Studiendarlehen eingeführt, die 
nach Abschluss des Studiums einkommensabhän-
gig zurückzuzahlen sind.«  
 

Clara Herrmann (Grüne)
- Mitgl. im Ausschuss »Bil-
dung, Jugend, Familie«; ju-
gendpolitische Sprecherin
- gew. über Landesliste
»Die Universitäten/der 
Wissensbereich und die 
Kulturszene sind Berlins 
»Hamburger Hafen« - diese 
Bereiche gilt es zu unter-

stützen. Wir setzten uns u.a. für 100.000 Studi-
enplätze OHNE Studiengebühren ein.« 

Mieke Senftleben (FDP)
- Mitgl. im Ausschuss »Bil-
dung, Jugend, Familie«; 
Bildungs- und frauenpoliti-
sche Sprecherin
- gew. über Bezirksliste Rei-
nickendorf
»den Hochschulen selbst die 
Möglichkeit einräumen, 
nach oben begrenzte Stu-

dienentgelte (max. 600 Euro) zu erheben. Die 
Studiengebühren sollen ausschließlich den Hoch-
schulen zu Gute kommen [...] Öffentliche Zu-
schüsse sollen in diesem Zuge aber nicht gekürzt 
werden. [...] Stipendien- und Darlehensmodellen 
[sollen] helfen, praktisch jedem ein Studium zu 
ermöglichen. [...] für ein Bildungsgutscheinsys-
tem zwischen den Bundesländern« 
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Noch vier weitere aus anderen Bezirken:

Dirk Behrendt (Grüne)
Friedrichshain
Kreuzberg WK 2
»Studiengebühren für das 
Erststudium werden - auch 
als nachgelagerte Gebüh-
ren – abgelehnt [...] Wenn 
alle anderen Bundesländer 
Studiengebühren einfüh-
ren und das Bunderverfas-

sungsgericht [...] weitere »Spar«anstrengungen 
[...]sowie eine Absenkung Berliner Standards 
auf bundesdeutschen Durchschnitt fordert, 
wird ein Absehen von Studiengebühren nur sehr 
schwer durchzuhalten sein.« 

Peter-Rudolf Zotl (Die Linke)
Lichtenberg WK 2
»die Linkspartei.PDS lehnt 
Studiengebühren ab, [...] 
Das ist unumstrittener 
Standpunkt meiner Par-
tei, und um dessen Durch-
setzung werden wir ringen, 
besonders wenn es zur Fort-
setzung von Rot-Rot nach 

dem 17. September käme. [...] Sollte die Situation 
kommen, dass Berlin von außen unter starken 
Druck gerät, ebenfalls Studiengebühren einzu-
führen, werde ich dafür eintreten, das Studien-
kontenmodell zu nutzen.«
 

Cornelia Seibeld (CDU)
Steglitz-Zehlendorf WK 4
»für Studiengebühren [...] 
[allerdings macht] die Er-
hebung von Studiengebüh-
ren nur eingebettet in ein 
Gesamtkonzept Sinn [...]. 
[Für] Studierende aus fi-
nanziell nicht gut gestell-
ten Familien [...] beispiels-

weise durch entsprechende zinslose Darlehen.[...] 
ein Betrag von 500,00 Euro pro Semester [wird] 
durch den mit der Erhebung von Studiengebüh-
ren verbundenen zusätzlichen Verwaltungsauf-
wand komplett aufgebraucht [...] Weitere Vor-
aussetzung ist, daß die Mittel der Hochschulen 
im Berliner Haushalt im Falle von Studienge-
bühren nicht um eben den Betrag der zusätzli-
chen Einnahme gekürzt werden [...] Verlangt 
man den Studierenden jedoch einen finanziellen 
Eigenbeitrag ab, müssen diese im Umkehrschluß 
selbstverständlich die Möglichkeit haben Einfluß 
zu nehmen.« 

Wolfgang Brauer (Die Linke)         
Marzahn-Hellersdorf 
WK 4 »Studiengebühren 
lehne ich sehr 
grundsätzlich ab - das 
ist auch die deutliche 
Mehrheitsposition 
meiner Partei und 
die wird sich auch 
nicht ändern.« 

Vielerlei sagen die Damen und Herren Abgeord-
netInnen. Man sollte genau hingucken und sich 
nicht aufs Glatteis führen lassen. Studienkonten 
sind da auch nicht viel besser als Studiengebüh-
ren vom ersten Semester an, im Gegenteil, damit 
wird die Universität erst recht zum Supermarkt. 

Auch wenn die vorgeschlagenen Systeme z.T. 
quasi keine Kosten für die Studierenden verursa-
chen, heißt das eigentlich nur: das kann man auch 
wieder ändern! Cornelia Seibeld zitiert Herrn 
Prof. Lenzen (auch bekannt als Präsident der FU) 
sinngemäß, dass 500 Euro pro Semester gerade 
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mal die Verwaltungskosten decken würden. Und 
so wie man die Sätze für »Hartz IV« oder die 
Rente rauf und wieder runter setzen kann, so ist 
das auch bei Studiengebühren und –konten mög-
lich. In der Not geht bekanntlich alles – sogar 
Fliegen essen...

Also lasst den Dammbruch gar nicht erst 
zu! Die Abschaffung von Studiengebühren 
und der Ausbau der Universitäten sind gerade 
mal zwei, drei Jahrzehnte her. Nun sollen die 
Schotten schon wieder dicht gemacht werden?

Abschließend möchte ich nur noch auf 
ein interessantes Argument hinweisen, 
dass mir erst im Laufe der Recherche in 
seiner Sinnlosigkeit aufgefallen ist. Es 
ist das Argument, dass man ja bisher als 
Student keinen Einfluss hat, diesen mit 
Studiengebühren aber einfordern dürfte. 

Warum kann man uns nicht schon jetzt mehr 
Einfluss an den Unis gewähren? Modelle 
wie die Viertelparität oder Kreuzwahlen sind 
bekannt und z.T. bereits ausprobiert worden. 
Aber weil die Professorinnen und Professoren 
ja in »Forschungsfragen« immer die Mehrheit 
im entscheidenden Gremium stellen müssen, 
wird dies auf alle möglichen Gremien 
angewendet. Was würde sich da schon durch 
Studiengebühren ändern? Die Professorinnen 
und Professoren hätten lediglich mehr Geld 
zu verteilen – mehr Einfluss hätten wir dabei 
nicht. Seit wann muss man für Einfluss vorher 
bezahlen – mal abgesehen vom Lobbyismus? 
Vielleicht sollten wir auf das Wählen auch 
Gebühren erheben. »Wahlgutscheine«, 
das wär’ doch was – Wahlen kosten ja 
schließlich auch eine Menge Geld!

1  Die Bilder der Abgeordneten sind von der Homepage des Abgeordnetenhauses (www.parlament-berlin.de), also: 
Bildquelle: Abgeordnetenhaus von Berlin. Die Zitate sind allesamt www.kandidatenwatch.de entnommen. Die 
genaue Quelle ist jeweils in den Endnoten genannt.

2 http://www.kandidatenwatch.de/index.php?cmd=323&id=8433&fragen=p399#frage35137

3 http://www.kandidatenwatch.de/index.php?cmd=323&id=8433&fragen=p399#frage35300

4 http://www.kandidatenwatch.de/index.php?cmd=323&id=8481&fragen=p399#frage42312

5 http://www.kandidatenwatch.de/index.php?cmd=323&id=8789&fragen=p399#frage35139

6 http://www.kandidatenwatch.de/index.php?cmd=323&id=8789&fragen=p399#frage35689

7 http://www.kandidatenwatch.de/index.php?cmd=323&id=8789&fragen=p399#frage35909

8 http://www.kandidatenwatch.de/index.php?cmd=323&id=8523&fragen=p399#frage38707

9 http://www.kandidatenwatch.de/index.php?cmd=323&id=8451&fragen=p399#frage39010

10 http://www.kandidatenwatch.de/index.php?cmd=323&id=8616&fragen=p399#frage35387

11 http://www.kandidatenwatch.de/index.php?cmd=323&id=8423&fragen=p399#frage44091

12 http://www.kandidatenwatch.de/index.php?cmd=323&id=8656&fragen=p399#frage35324

13 http://www.kandidatenwatch.de/index.php?cmd=323&id=8619&fragen=p399#frage35502

14 http://www.kandidatenwatch.de/index.php?cmd=323&id=8449&fragen=p399#frage43363

15 http://www.kandidatenwatch.de/index.php?cmd=323&id=8449&fragen=p399#frage35503

16 http://www.kandidatenwatch.de/index.php?cmd=323&id=8508&fragen=p399#frage41309

17 http://www.kandidatenwatch.de/index.php?cmd=323&id=8729&fragen=p399#frage36921

18 http://www.kandidatenwatch.de/index.php?cmd=323&id=8775&fragen=p399#frage36604

19 http://www.kandidatenwatch.de/index.php?cmd=323&id=8721&fragen=p399#frage35047

 Endnoten
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Am 19. November 2006 verstarb eine der letz-
ten linken Kultfiguren am Institut für Soziolo-
gie, die Kulturwissenschaftlerin Prof. Gerburg 
Treusch-Dieter. In ihren legendären Blocksemi-
naren, die sie an der Freien Universität und der 

Universität der Künste Berlin sowie an der Uni-
versität und der Akademie der bildenden Künste 
Wien abhielt, lehrte sie ihre Student_innen et-
was, das im heutigen Lehrbetrieb kaum noch im 
Angebot ist: freies Denken.

Sie ließ sich die Themen, die sie unterrichtete, 
nicht von der Tradition vorgeben, sondern ent-
wickelte eine Soziologie der Gegenwart, die sie 
stets auch zu den Mythen der Vergangenheit zu-
rückführte: Das technologische Phantasma der 
künstlichen Reproduktion und die Figur Ellen 
Ripleys im Kinohit Alien III brachte sie in ihrem 
wilden Denken, das methodisch freilich alles an-
dere als willkürlich war, mit dem katholischen 
Dogma der Jungfrauengeburt und der Zeu-
gungstheorie des Aristoteles zusammen.

Am Ende ihrer ausgiebigen Stegreif-Exkurse, 
mit denen sie die Referate ihrer Studierenden im-
mer wieder auf ein ungeahntes theoretisches Ni-
veau hob, stand vielen ihrer Zuhörer_innen vor 
Begeisterung der Mund offen. Das lag auch an 
der ungewohnt professionellen Art ihres Vor-
trags, denn in ihrem ersten Beruf war Gerburg 
ordentliche Schauspielerin mit Ausbildung an 
der Max-Reinhard-Schule in Berlin. Ab 1960 
stand sie zehn Jahre lang auf der Bühne des 
Staatstheaters Hannovers, bis sie sich dazu ent-
schied, mit ihrem »›Unbehagen› an der Frauen-
rolle anders umzugehen« und über ein Studium 
der Soziologie, Psychologie und Literaturwissen-
schaft in Hannover eine zweite Karriere einzu-
schlagen.

von georg klauda

Eine Legende geht
Nachruf auf Prof. Gerburg Treusch-Dieter.
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1985 promovierte sie bei Oskar Negt mit dem 
Thema Die Spindel der Notwendigkeit. Zur Ge-
schichte eines Paradigmas weiblicher Produktivi-
tät, das sich der Frage widmete, wie »den Frauen 
der Faden aus der Hand genommen wurde«. 
Ihre Habilitation Von der sexuellen Rebellion zur 
Gen- und Reproduktionstechnologie von 1990 
konfrontierte die bundesdeutsche Frauenbewe-
gung schließlich mit dem Denken des französi-
schen Poststrukturalisten Michel Foucault. Un-
ter anderem warf sie die Frage auf, ob sich der 
Feminismus mit seiner hegemonialen Strategie 
der sexuellen Befreiung nicht am Ende als Tür-
öffnerin des bürgerlichen Staates erweise: Durch 
ihre symbolische Aufkündigung der »Mutter-
rolle« hätten sich die Frauen ihrer wichtigsten 
Machtposition entledigt und leisteten nun durch 
Inanspruchnahme der neuen Gen- und Repro-
duktionstechnologien den in der modernen Be-
völkerungspolitik eingelassenen eugenischen 
Utopien neuen Vorschub.

In ihrer letzten, 1997 erschienenen Mono-
graphie Die Heilige Hochzeit. Studien zur To-
tenbraut, die 2001 noch einmal neu aufge-
legt wurde, forschte sie der antiken Genealogie 
des androzentrischen Geschlechterverhältnis-
ses nach, das sie, ähnlich wie den Monotheismus, 
als historisch gewordene und durch symbolische 
Mythen reproduzierte »kulturelle Technik« be-
griff, deren Grundstruktur sich bis in die Gegen-
wart erstreckte.

Doch Gerburg ließ sich nicht auf »Frauenthe-
men« vereidigen. Ob als Mitherausgeberin der 
linken Wochenzeitung Freitag und der Viertel-
jahreszeitschrift Ästhetik & Kommunikation 
oder als Anklägerin im »Foucault-Tribunal zur 
Lage der Psychiatrie«: stets verband sie ihre aka-
demischen Denkbewegungen, die an Foucault 
und Freud geschult waren, mit politischen In-
terventionen in die herrschenden Machtfelder. 
Sie widmete ihre Aufmerksamkeit Hartz IV und 

der »Zukunft der Nichtarbeit« ebenso sehr wie 
dem »Krieg gegen den Terror« und dem neu er-
wachten Rassismus gegenüber Muslimen. In ih-
ren Seminaren zerpflückte sie pseudo-soziologi-
sche Termini wie den der »Parallelgesellschaft« 
und sah in dem von konservativen Politikern aus-
gerufenen »Scheitern von Multikulti« nicht we-
niger als einen Aufruf zum Pogrom. Neue Über-
wachungs- und Identifizierungstechnologien wie 
die Rasterfahndung und den biometrischen Per-
sonalausweis untersuchte sie anhand des Fou-
caultschen »Panoptismus«-Begriffs und stellte 
dabei auch Bezüge zum daten- und sicherheits-
technologischen Umbau des Universitätssystems 
her. Ihr Repertoire kannte einfach keine Gren-
zen.

Einen Lehrstuhl bekam die außerordentli-
che Professorin indes nie. Ihr Denken war für 
die herrschende Wissenschaftslandschaft zu un-
angepasst und gefährlich, doch genau das war es, 
was die Student_innen an ihr reizte. »Ohne Ger-
burg hätte ich mein Studium schon längst hin-
geschmissen«, sagte 
mir eine Freundin 
kürzlich, und ich 
denke, das ist das 
schönste Kompli-
ment, das ein_e Do-
zent_in sich wün-
schen kann. Gerburg 
Treusch-Dieter, die 
mit 67 Jahren, für 
ihre Studentierenden 
völlig unerwartet, 
an Krebs starb, wird 
vielen von uns – und 
darunter auch mir – 
bitter fehlen.
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Geizkragen-Mensa

Vielen ist es in letzter Zeit schon passiert: Nach dem Seminarschluss 13.45 Uhr ist in der Mensa unter den Beschäftigten 

große Panik, man versucht aus den Resten (des Vortages?) noch einige Essenportionen zu improvisieren. Das Bio-Essen 

ist schon lange aus. Lange Schlangen bilden sich vor den letzten beiden geöffneten Theken. Man hat die Wahl zwischen 

Gummiadler und Frühlingsrolle mit fragwürdigen Inhalt. Aus Angst vor Gewinnschmälerungen wird offensichtlich viel zu 

knapp kalkuliert. Das eigentlich vorgesehene Essen kann so gut sein, wie es will, wenn man nichts davon bekommt ist 

das schlecht! Wenn euch das auch nervt, schreibt einen Kommentar unter: 

http://www.studentenwerk-berlin.de/mensen/index.html



Änderung der Regelstudienzeit für Psychologie (Diplom)

Die Regelstudienzeit für den Diplomstudiengang Psychologie wird vom BAföG-Amt ab sofort mit 10 statt den bisheri-

gen 9 Semestern gewertet.  In der Studienordnung war bisher ein zusätzliches Praxissemester vorgesehen, welches 

nach dem 7. oder 8. Semester eingeschoben werden soll, das explizit nicht auf die Regelstudienzeit angerechnet werden 

dürfe. Auf Nachfrage der Fachschaft Psychologie beim Studentenwerk Berlin, ob dies rechtmäßig sei, kam heraus, dass 

die Regelstudienzeit laut dem Berliner Hochschulrahmengesetz eine dem Studiengang eingeordente berufspraktiscbe 

Tätigkeit, praktische Studiensemester und Prüfungszeiten einschließen muss. Die Förderungshöchstdauer für den Stu-

diengang beträgt somit nun 10 Semester.



Neue Semtixverhandlungen

Es ist wieder an der Zeit: Für das nächste Frühjahr stehen die Verhandlungen mit dem VBB für das Semesterticket ab 

Sommersemester 2008  an. Bittet sendet eure Vorschläge für Vertragsbedingungen, Streckenverläufe, Fahrtzeiten für 

Bus und Bahn, kurz, alles was wir in Eurem Interesse in die Verhandlungen einbringen können an: 

semtix@astafu.de





2121

»Einschreibung und Immatrikulation 

– SAP hat rund um den Globus Ideen und Prozesse gesammelt und mit 

Hilfe dieser Informationen ein hochfl exibles und zukunftsweisendes Ein-

schreibungs- und Immatrikulationssystem entwickelt. Der Studierende 

kann sich für einen Studiengang oder einzelne Kurse einschreiben. Somit 

erhält er den Studentenstatus »aktiv« für das entsprechende akademische 

Jahr oder das jeweilige Semester. Zahlt ein Student seine Studiengebüh-

ren nicht rechtzeitig, kann ein Verzugssperrvermerk gesetzt werden. In-

ternetgestützte bevorrechtigte Einschreibungen können durch »Zeitfenster« 

unterstützt werden, die im akademischen Kalender defi niert sind. Solche 

Zeitfenster können eingesetzt werden, um die Arbeitslast zu verteilen, die 

System-Performance während der Einschreibungsperiode zu sichern, oder 

um ausgewählte Studenten zu bevorrechtigen, wenn die Teilnehmerzahl ei-

ner Veranstaltung begrenzt ist. Bei der Einschreibung können mehrere Sit-

zungen gleichzeitig geöffnet werden. Während des Einschreibungsvorgangs 

prüft das System automatisch folgende Faktoren: zeitliche Überschneidun-

gen im Stundenplan des Studenten, Voraussetzungen und Kombinationsbe-

dingungen, benutzerdefi nierte Einschreibungsregeln, Kapazitätsbeschrän-

kungen bei Veranstaltungen, Sperrvermerke usw. Erfahrenen Angestellten 

kann die Berechtigung zum Überschreiben bestimmter Regeln erteilt wer-

den, sofern dies notwendig sein sollte. Wenn ein Kurs, der als Vorausset-

zung für einen Folgekurs gilt, nicht abgeschlossen wurde, bucht das System 

den Studenten für den Folgekurs mit Vorbehalt ein. Darüber hinaus unter-

stützt SAP Campus Management auch Prozesse wie Beurlaubung, Studien-

gangswechsel, Exmatrikulation auf Antrag und Zwangsexmatrikulation.

Studentenakte

 – Die Studentenakte dient der Verwaltung aller studentenspezifi schen Da-

ten und Prozesse. Sie ist der zentrale Speicher für die wichtigsten Daten 

und der Ausgangspunkt für alle studentenbezogenen Prozesse. Die Studen-

tenakte ist äußerst fl exibel und kann an die Bedürfnisse des Anwenders an-

gepasst werden. In der Studentenakte werden die persönlichen Daten eines 

Studenten gespeichert. Dazu zählen Adressdaten, Visuminformationen, In-

formationen zu Bezugspersonen oder zum Studentenkonto des betreffen-

den Studenten. Sie können individuelle Notizen hinzufügen, Sperrvermerke 

setzen oder löschen und sämtliche Statusinformationen prüfen. Die Studen-

tenakte bietet Zugang zur akademischen Laufbahn des Studenten, zu den 

aktuellen Kursbelegungen und zum Studienfortschritt.

Der Zugriff 

auf diese Da-

ten ist selbstverständlich durch Berechtigungen geschützt. Darüber hinaus 

gibt es Warnmeldungen, die auf die Vertraulichkeit der Daten hinweisen.

Online-Kontoauszüge und -Überweisungen 

– Den Stand ihres Studentenkontos können die Studenten jederzeit online 

abrufen. Mit SAP Biller Direct können sie offene Posten direkt online be-

zahlen oder mit Hilfe der Barkassenfunktionen persönlich im Studentense-

kretariat. SAP Biller Direct und die Barkassenfunktionen unterstützen die 

Kartenzahlung und sind vollständig mit dem Forderungssystem integriert.

Forderungen und Fakturierung 

– Die Anwendung bietet eine besonders fl exible Gebührenberechnung ein-

schließlich Rückzahlungen, Fälligkeitsdaten und Kontierungen für das 

Controlling und Haushaltsmanagement. So können Sie den gesamten Ein-

nahmenfl uss Ihrer Bildungseinrichtung überwachen. SAP Campus Manage-

ment enthält die Funktionen des Moduls SAP FI-CA, einer Komponente 

zur Verwaltung einer großen Anzahl von Debitoren und Kreditoren, die eine 

hohe Systemintegration bietet. FI-CA wird bereits seit langem von zahlrei-

chen SAP-Kunden verschiedenster Branchen verwendet. Die leistungsstar-

ken Funktionen unterstützen die vollständige Abwicklung von Forderungen 

einschließlich Fakturierung, Zahlungen, Verrechnung, Mahnwesen. Große 

Datenmengen werden problemlos verarbeitet. Darüber hinaus umfassen 

die Funktionen die elektronische Überweisung, ACH-Bearbeitung, Forde-

rungsabgabe an Inkassobüros und Barkasse.

Studienbeihilfe 

– Belastungen und Guthaben der Studentenkontenn werden komplett von 

SAP Campus Management verwaltet. Die Anwendung unterstützt Studien-

beihilfe-Auszahlungen einschließlich Darlehen und Sponsorschaft durch 

Dritte. Übersteigt die fi nanzielle Unterstützung die Höhe der Studiengebüh-

ren, kann die Differenz automatisch auf das Bankkonto des Studenten über-

wiesen werden oder in Form eines Schecks ausgezahlt werden. Auf Wunsch 

des Sponsors kann SAP Campus Management auch eine Rechnung ausstel-

len, in der alle Studenten aufgelistet sind, die er fi nanziell unterstützt hat. 

SAP Campus Management lässt sich nahtlos in die Prozesse externer Stu-

dienbeihilfemodule integrieren. Zu diesen Prozessen zählen zum Beispiel 

die Bearbeitung von Anträgen und die Entscheidungsfi ndung in Bezug auf 

die Auszahlung.« 

DUMMER MARKETINGSPRUCH™

(aus der Produktbeschreibung über Campus Management einzusehen unter http://www.70.sap.com/germany/media/50069025.pdf )

keine Anzeige
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W
er sich an der FU im Trubel der 
Exzellenzinitiative bereits dar-
auf freute, bald endlich zur Elite 
zu gehören, wurde am 13. Okto-

ber 2006 bitter enttäuscht. Dieter Lenzens Lieb-
lingskonzept der Clusterbildung zur »Internati-
onal Network University« war für die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft und den Wissenschafts-
rat einfach nicht elitär genug. In den Genuss der 
jährlichen Zuschüsse von 21 Millionen Euro für 
die besten »Zukunftskonzepte universitärer Spit-
zenforschung« werden – zumindest nach der ers-
ten Ausschreibungsrunde der Exzellenzinitiative 
– lediglich die Universität München, die Tech-
nische Universität München und die Universität 
Karlsruhe kommen. 

Lenzen nahm es gelassen und freute sich in 
einer Pressemitteilung darüber, dass immerhin 
das John F. Kennedy-Institut Elite wird, denn 
die »Graduate School of North American Stu-
dies« ist in das Förderprogramm aufgenom-
men, genauso das von HU, TU und FU gemein-
sam getragene Projekt der »Berlin Mathematical 
School«. 

Aber auch wer sich jetzt am John F. Kennedy-
Institut auf bessere Lehrbedingungen freut, 
muss enttäuscht werden. Erst einmal handelt es 
sich bei der Förderung um lediglich eine Milli-
onen Euro im Jahr, was angesichts der enormen 
Kürzungen für Bildungsausgaben in den vergan-

genen Jahren schon fast zynisch wirkt. Hinzu 
kommt, dass dieses Geld lediglich der kleinen 
Gruppe von Doktorandinnen und Doktoranden 
der Graduate School zugute kommt, um über 
die bestmögliche Betreuung des wissenschaftli-
chen Nachwuchses dem Ziel der Exzellenzinitia-
tive ein Stückchen näher zu kommen: »den Wis-
senschaftsstandort Deutschland zu stärken, seine 
internationale Wettbewerbsfähigkeit zu verbes-
sern und Spitzen im Universitäts- und Wissen-
schaftsbereich sichtbar zu machen«. Die Lehre 
darf also keinen Cent von der Förderung sehen, 
in der Forschung lediglich die »Spitze« und jene 
Wissenschaft, welche den Standort Deutschland 
stärkt.

Auf die sozialen Folgen dieser Wissenschafts-
auffassung hat vor allem der Soziologe Michael 
Hartmann sehr deutlich aufmerksam gemacht. 
Seiner Meinung nach wird die Etablierung ei-
niger weniger Elite-Universitäten zu einer radi-
kalen Veränderung der deutschen Hochschul-
landschaft führen, welche die soziale Selektion 
erheblich verstärken wird. Diese Veränderung ist 
vor allem durch eine Trennung von elitären For-
schungsuniversitäten und Hochschulen zur Aus-
bildung der Massen geprägt. Die Exzellenziniti-
ative trägt hierzu durch die starke Konzentration 
der erfolgreichen Anträge auf wenige Universitä-
ten bei, tatsächlich konnten in der ersten Runde 
lediglich 18 Universitäten ihre Anträge durch-

Die Freie Universität 

– Keine Elite?!
von amelie kostar
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bringen, davon konzentrieren sich allein auf die 
Uni München fünf, vier auf die TU München 
und drei auf die Uni Karlsruhe. 

Die Umsetzung der drohenden Aufteilung 
in Ausbildungs- und Forschungsuniversitäten 

wird von anderen hochschulpolitischen Maßnah-
men begleitet. Die flächendeckende Einführung 
der Bachelor- und Masterabschlüsse als Ersatz 
für die alten Diplom- und Magisterstudiengänge 
sind eine Voraussetzung dafür, die Masse der 
Studierenden an den »herkömmlichen« Hoch-

schulen mit wenigen finanziellen Mitteln mög-
lichst schnell ausbilden zu können. Mit einer 
starken Zugangsbeschränkung für den Master 
wird die Elitisierung auch in der Lehre gesichert. 

Vor allem die Einführung allgemeiner Studi-

engebühren für das Erststudium und für Mas-
terstudiengänge wird diese Spaltung der Hoch-
schullandschaft jedoch wesentlich radikaler 
vorantreiben. Die von den meisten Bundeslän-
dern beschlossene Erhebung von 500 Euro sind 
nicht verbindlich, die Etablierung der Eliteu-

S C H W E R P U N K T
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niversitäten wird vermutlich mit der Möglich-
keit einhergehen, die Summe der Gebühren je 
nach Hochschule variabel zu gestalten, wie dies 
in NRW bereits der Fall ist. Die so genannten 
»Leuchttürme der Wissenschaft« werden es sich 
aufgrund ihres Prestiges leisten können, die Stu-
diengebühren in die Höhe schießen zu lassen. So 
wird die Erhebung von Studiengebühren erheb-
lich zur Zementierung der universitären Klas-
senunterschiede beitragen: Wer hat, der darf sich 
nehmen.

Die soziale Selektion wird noch weiter vo-
rangetrieben, wenn sich die Leuchtturm-Idee 
in der Diskussion über eine langfristige Aufhe-
bung der Kapazitätsordnung durchsetzt. Diese 
schreibt eine bestimmte Anzahl Studierender 
pro Professur vor, um der willkürlichen Redu-
zierung von Studienplätzen einen Riegel vorzu-
schieben. Genau deshalb sind sie den Verfechte-
rinnen und Verfechtern der Exzellenzinitiative 
jedoch ein Dorn im Auge, denn um universitäre 
Spitzenforschung leisten zu können, müssen sich 
die Eliteuniversitäten natürlich auch die Elite un-
ter den Studierenden aussuchen können, aus de-
nen sie ihre Spitzenforscherinnen und -forscher 
rekrutieren. Verschärfte Aufnahmekriterien, Zu-

gangstests und womöglich Auswahlgespräche 
sind denkbar.

Die beschriebenen Veränderungen in der 
Hochschullandschaft werden auch nicht ohne 
inhaltliche Folgen für Lehre und Forschung blei-
ben. Die ohnehin bereits vorhandene starke Aus-
richtung auf ökonomische Verwertbarkeit von 
Wissenschaft wird noch einmal zunehmen. Be-
reits im Wettbewerb wurde die Leistung der uni-
versitären Forschungsbereiche anhand messbarer 
Kriterien wie der Anzahl von angemeldeten Pa-
tenten und die Drittmitteleinnahmen bewertet. 
Und angesichts der Tatsache, dass die Förder-
dauer der Exzellenzinitiative zeitlich begrenzt 
ist, sind die geförderten Forschungsbereiche 
stark auf wirtschaftliche Verwertbarkeit und 
Drittmitteleinnahmen angewiesen. Beispiels-
weise die Geisteswissenschaften oder vor allem 
kritische Ansätze sind also einmal mehr die Ver-
lierer hochschulpolitischer Umstrukturierungen.

Über das Scheitern der FU bei der Exzellenz-
initiative sollten also nur jene Studierenden ent-
täuscht sein, die einen passenden sozialen Hin-
tergrund und viel Geld sowie einen unkritischen 
Wissenschaftsanspruch aufweisen können, die 
jetzige und die zukünftige Elite.

Welchen Platz die FU in der neuen Hoch-
schullandschaft zwischen 
Elite und Masse tatsäch-
lich einnehmen wird, ist 
jedoch noch nicht ent-
schieden. Lenzens Traum, 
mit dem Zukunftskon-
zept der »International 
Network University« zur 
Elite gehören zu dürfen, 
ist nach der ersten Absage 
noch nicht ausgeträumt. 
Obwohl der Antrag ab-
gelehnt wurde, erhielt er 
laut Lenzen zunächst po-
sitive Bewertungen, wes-
halb dieser nun »alle Kraft 
in die Anträge der zweiten 
Staffel« setzen will. 
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K
ontrolle im universitären Alltag tritt 
in unterschiedlichsten Formen und 
Ausprägungen auf. Ob Anwesenheits-
kontrolle, Videoüberwachung, elek-

tronische MensaCard, Blackboard oder Campus 
Management, bei all diesen Verfahren fallen Un-
mengen von Daten und Informationen über Stu-
dierende [1] an.

1983 hat das Bundesverfassungsge-
richt in einem wegweisenden Urteil, 
dem so genannten Volkszählungs-
urteil, ein Grundrecht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung for-
muliert. Demnach hat mensch das 
Recht, grundsätzlich selbst über die Preis-
gabe und Verwendung von Daten über sich zu 
bestimmen. Das Gericht erkannte auch, dass 
wer sich nicht sicher sein kann, wer was wann 
bei welcher Gelegenheit über einen speichert 
oder weiß, möglicherweise auf die Ausübung 
von Grundrechten verzichten würde - sich also 
anders verhalten würde, als wenn das Verhal-
ten nicht aufgezeichnet oder beobachtet werden 
würde. Die von den GesetzgeberInnen in der 
Folge des Urteils beschlossenen Datenschutz-
gesetze stellen Anforderungen an die Erhebung 
und Verarbeitung solcher personenbezogener 
Daten. So dürfen Daten nur erhoben werden, 

wenn die 
Person 
dem ex-
plizit zu-
gestimmt 
hat oder ein 
Gesetz die Erhebung regelt. Zudem müssen Da-
ten immer für einen definierten Zweck erhoben 
werden und dürfen nur für diesen verarbeitet 
werden. Auch die Löschung der Daten nach Ent-
fallen des Zweckes ist in den einschlägigen Ge-
setzen und Verordnungen geregelt.

stop_control!
»Kontrolle, die; -, -n <franz.> Überprüfung, durch die festgestellt werden soll, 
ob etw. in Ordnung, richtig durchgeführt ist; ständige Aufsicht, Überwachung: 
die K. über etw., jmdn. haben, ausüben; etw. unter K. (be)halten, haben;«
                                 DWDS [6]

von david gutzmann
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Ein wichtiger Grundsatz bei der Erhebung der 
Daten ist zudem die Datensparsamkeit, d.h es 
dürfen nur so viele Daten gesammelt werden, 
wie für den jeweiligen Zweck unbedingt not-
wendig sind.

Wo früher personenbezogene Daten über Stu-
dierende vor allem in Karteikästen und Hän-
geregistraturen gelagert wurden, sind sie heute 
oftmals in elektronischer Form gespeichert. Da-
durch ergeben sich völlig neue Möglichkeiten 
der »Verarbeitung« - so wird eine zeitnahe Aus-
wertung nach fast beliebigen Kriterien möglich.

Wer war wann in welcher Veranstaltung, wer 
ist wann in welchem Gebäude gewesen und hat 
sich dort wo wie lange aufgehalten, welches Es-
sen wurde wann mit welcher MensaCard be-
zahlt, wer hat wann wo welche Bücher ausge-
liehen, welche Klausuren wurden von wem mit 
welchem Ergebnis geschrieben, welche Scheine 
für wen mit welcher Note ausgestellt, wer hat 
wann welche Dokumente ausgedruckt, wann 
an wen welche Emails geschrieben, wann wel-
che Seite angesurft, wer war wie oft auf welcher 
Blackboard-Seite und hat sich wie oft welche Do-
kumente angesehen, ...

Alle diese Fragen sind im Prinzip beantwort-
bar. Wer jedoch tatsächlich welche Frage wie de-
tailliert beantworten kann, scheint unklar. 

Manche Fragen – wie z.B, wer hat sich wie 
oft welche Dokumente angeschaut – dürfen gar 
nicht beantwortbar sein, d.h., die zur Beantwor-
tung der Fragen notwendigen Daten dürfen gar 

nicht erst erhoben werden. Andere Fragen dür-
fen nur von bestimmten Personen beantwort-
bar sein, d.h., der Zugang zu Daten von Studie-
renden muss besonders geschützt sein. Dass dies 
mitunter nicht immer der Fall ist, zeigen ver-
schiedenste Vorfälle in der Vergangenheit. So 
werden zum Beispiel nach Klausuren immer wie-
der Listen ausgehängt, aus denen hervorgeht, 
wer welche Note erreicht hat. Damit ist die Frage 
nach Klausurergebnissen von Studierenden teil-
weise durchaus auch von anderen Studierenden 
beantwortbar. Ein anderes Beispiel für die man-
gelnde Beachtung des Datenschutzes flatterte 
den Studierenden im Februar 2006 in die elek-
tronischen Postfächer. MitarbeiterInnen der Stu-
dierendenverwaltung hatten eine Massenmail 
versandt, ohne die übrigen EmpfängerInnen un-
kenntlich zu machen, so dass viele Studierende 
jetzt über tausende Emailadressen von anderen 
Studierenden verfügen. Auch hat die FU jahre-
lang in einigen Studiengängen Lichtbilder von 
Studierenden gefordert. Wozu die Hochschule 
Lichtbilder von Studierenden brauchte, blieb ihr 
Geheimnis. Eingestellt hat sie diese Praxis je-
doch nur nach Druck von Studierenden. 
Dass bei IT-Großprojekten an 
der FU – so etwa bei Campus 
Management oder dem Vor-
gängerprojekt HISPOS [2] 
– Transparenz im Umgang 
mit den Daten der Studie-
renden nicht immer im 
Vordergrund stand, lässt 
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Datenvermeidung selbst gemacht
Dass Daten, die nicht erhoben werden auch nicht 

verarbeitet werden können, haben Studierende 
immer wieder erkannt. 

Dozentinnen wurden überzeugt Anwesenheitslisten 
nicht zu führen. Oder die Listen verschwanden gleich 
ganz. 

Die »ListenClowns«, mit ihren kreativen und bunten 
Aktionen, haben gezeigt, dass Studierende der 
Datensammlungswut nicht immer hilflos gegenüber 
stehen müssen.

[watch out for flyer]

befürchten, dass dies bei zukünftig anstehenden 
Projekten nicht anders sein wird.

Momentan wird an einem zentralen Studie-
renden-Portal [3] gearbeitet, über das Studie-
renden »ein zentraler Zugang zu allen relevan-
ten Services und Informationen rund um das 
Studium« ermöglicht werden soll. Über dieses 
Portal soll der Zugriff auf Informationen und 
Services von Zedat, Studierendenverwaltung, 
eLearning und Bibliotheken möglich sein. Auf 
der Projekt-Webseite wird der damit mögliche 
»einfache und schnelle Zugriff auf persönliche 
Verwaltungsdaten« gepriesen. Studierende müs-
sen von der Hochschule erwarten können, dass 
die gesetzlichen Anforderungen an ein solches 
Softwaresystem hinsichtlich des Datenschutzes 
und der Datensicherheit voll erfüllt werden. Dass 
sie aber in Sachen Datenschutz an der FU beson-
ders genau hinschauen sollten, wird nicht zuletzt 
dann klar, wenn mensch sich anschaut, welches 
Verhältnis die Verwaltung der FU zum Daten-
schutz zu haben scheint.

Die behördliche Datenschutzbeauftragte 
der FU, Frau Pahlen-Brandt, gibt in regelmäßi-
gen Abständen so genannte Datenschutzrecht-
liche Empfehlungen heraus. Dort behandelt sie 

konkrete Datenschutzprobleme und beschreibt 
den korrekten Umgang mit personenbezoge-
nen Daten. So hat sie zum Beispiel eine Empfeh-
lung zum Umgang mit Aushängen von Klausu-
rergebnissen verfasst, welche aus studentischer 
Sicht vorbildlich ist. In datenschutzrechtlichen 
Angelegenheiten unterliegt sie als Datenschutz-
beauftragte keinen Weisungen der Verwaltung. 
Dennoch stellte das Rechtsamt der FU in ei-
nem Schreiben [4] fest, dass es sich lediglich um 
»Hinweise der Datenschutzbeauftragten« han-
dele, welche »in der Regel« nicht mit der Dienst-
behörde abgestimmt seien. Wer sich so von der 
eigenen Datenschutzbeauftragten distanziert, 
kann nicht ernsthaft behaupten, dass Daten-
schutz ein wichtiges Anliegen sei.

Was passieren kann, wenn Datensicherheit 
und Datenschutz nicht genügend Beachtung fin-
den, mussten auch viele Studierende der FU in 
den letzten Wochen erleben. Wer bei »StudiVZ« 
persönliche Daten hinterlegte, konnte sich 
nicht sicher sein, wer alles auf die Daten zugrei-
fen kann [5]. Bleibt zu hoffen, dass Studierende 
nunmehr erkennen, dass Datenschutz keine 
hohle Phrase sein darf – sondern ein Grundrecht 
ist, welches leider immer wieder aktiv eingefor-
dert werden muss!

1 MitarbeiterInnen sind in ähnlicher Weise betroffen. 
Die gesetzlich verankerten Mitbestimmungsrechte 
eröffnen den Personalräten aber wesentlich 
weitreichendere Möglichkeiten die Erhebung und 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten zu 
kontrollieren und zu beeinflussen.

2 Out of Dahlem; Nr 4 - Sommer 2005; Nicht aus dem 
Takt geraten - Ein kritischer Bericht zur Einführung 
von Campus Management.

3 Die Homepage des Projektes ist zu finden unter: 
http://www.fuel.fu-berlin.de/fuel-projekt/
studierendenportal.html .

4 Schreiben des Rechtsamtes der FU vom 14.07.2005; 
Empfänger waren die Dekanate und Leiter der 
Zentraleinstitute, sowie der Direktor der UB.

5 siehe Pressemitteilung des AStA FU vom 29.11.2006 
und die ausführliche Berichterstattung in der Presse.

6 Das Digitales Wörterbuch der Deutschen Sprache des 
20. Jh.; http.//www.dwds.de .

 

 Endnoten
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S
tolz verkündete die FU Berlin in ih-
rer Pressemitteilung vom 22.11.2006, 
dass sie zur »unternehmerischsten 
Hochschule Deutschlands« gewählt 

worden ist. Und so, wie sich das Herrchen immer 
mehr dem Hund angleicht, so gleicht sich das 
größte Gebäude der Uni, die Rostlaube, immer 
mehr dem herrschenden Effizienzgeist an.

Diesen Sommer bekam der Eingang Habel-
schwerdter Allee ein neues Gesicht. Bäume wur-
den gerodet, Grünflächen verschwanden. Alles, 
was den Geist anregt und ablenkt von der Ef-
fektivität, wurde niedergemacht. Es ist ein gro-
ßer offener Vorplatz entstanden, der zeitgemäß 
funktional und befahrbar ist. Ein paar verstüm-
melte Baumstämme peppen den großen grauen 

Hof als Sitzgelegenheiten auf. Hier können 
LKWs vorfahren, um Rohstoffe abzuladen. Die 
Laderampe ist da.

Wir gehen den Weg des Rohstoffs »Studie-
rende« mit in die Rostlaube: Die wurde schon 
in den 60ern funktional geplant mit ihren recht-
winklig verlaufenden Straßen und Gängen. 
Doch im Laufe der Zeit hatten Grafitti und al-
lerlei wilde Anschläge dem Gebäude einen mor-
bid-persönlichen Charme gegeben. Doch wozu 
noch Individualität? Persönlich aufgehängte Pla-
kate und Informationen werden vom Hausdienst 
konsequent entfernt. Selbst anspruchsvolle 
Kunstdrucke an den Türen der Mitarbeiterbüros 
kamen auf den Opferaltar der Corporate Iden-
tity. Die erlaubte Farbe heißt jetzt Werbung. An 

den Wänden verkün-
den Plakate die Wohl-
taten der Warenwelt. 
Auf den Gängen wer-
den Poster, Zeitungen 
und kommerzieller 
Schnickschnack feil-
geboten und behin-
dern die Studieren-
den auf dem Weg in 
ihre Seminare. Doch 
weit und breit kein 
Bildungsmessias, der 
die Händler aus dem 
Tempel jagt. Wahr-
scheinlich hat der 

Messias einen Nebenjob und 

Unsere kleine 
Fabrik 

von pingu brodowski und björn grau

Ein kurzer Einblick in das Unternehmen:
»Freie Universität Berlin«
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nagelt Plakate zahlungskräftiger Werbekunden 
an die outgesourceten Universitätswände. Bald 
werden wir Bücher lesen von Hannah Berendt-
zen, Michelin Foucault und Jürgen Haber-Mars. 
Die dürfen wir in der zur Bertelsmann-Arena 
umgetauften Bibliothek kostengünstig einsehen.

Wir gehen weiter: Vom Industrievorplatz in 
die Werkstraßen gespült, treffen wir auf die, 
die in dieser Fabrik geformt werden: Die Ba-
chelor-Studierenden. Sie studieren an vorge-
stanzten Modulen, die dann zusammengesetzt 
werden müssen zu einem Modulpaket. Dafür 
werden Leistungspunkte vergolten. Im Rahmen 
der Globalisierung sollten Module kompatibel 
sein mit den Modulen anderer Wissensfabriken. 
Vor allem mit denen des anglo-amerikanischen 
Marktführers. Gewiefte Produktdesigner haben 
berechnet, dass es zum Erreichen der vollständi-
gen Modulanzahl circa drei Jahre braucht. Vor-
ausgesetzt, die Studierenden nehmen höchstens 
10 Tage Urlaub pro Jahr. 

So die Theorie. Aber wo bleibt die Reali-
tät? Die FU will bei minimalen Kosten optimale 
Qualität erreichen. Das geht aber nur bei Just-in-
time-Produktion und gleichzeitiger Qualitäts-
kontrolle. Deshalb wird die Arbeitszeit der Stu-
dierenden per »Managementsystem« gelenkt. Im 
vergangenen Sommer wurde der »Workload« der 
Bachelors ermittelt, damit es 2007 zur Prozess-
optimierung kommen kann.

Nur der Kuppelfetischist Lord Norman Foster 
stört unfreiwillig den effektiven Produktionsab-
lauf. Er schuf mit viel Humor das »Berlin Brain«: 
die lauteste Bibliothek der Welt. Hier knarzen 
die Scharniere der Lüftungsanlage lauter als die 
Produktionsroboter am Band moderner Ferti-
gungsstraßen.

Solche kleinen Macken im Bild des Bildungs-
konzerns sind aber nicht weiter schlimm. Wich-
tiger ist, dass die FU in einer langen unter-
nehmerischen Tradition steht. Das Audimax 
beispielsweise trägt den Namen des Amerikaners 
Henry Ford, dem Erfinder der Fließbandpro-
duktion und der billigen Endprodukte. Und da-
für bekam er das »Großkreuz des Deutschen Ad-
lerordens« verliehen, die höchste Auszeichnung, 

die Nichtdeutsche von den Nazis bekommen 
konnten. Der Orden kam mit einem persönli-
chen Glückwunschschreiben des Führers. Schon 
vor 1920 hatte Henry antisemitisch herumge-
hetzt und 1938 trug er mit einer LKW-Eil-Lie-
ferung entscheidend zum deutschen Einmarsch 
ins Sudetenland bei. Henry Ford, eine histori-
sche Leiche im Keller der FU, über die in bester 
deutscher Unternehmenstradition einfach hin-
weggesehen wird. Willkommen im Club!

Die Lernfabrik FU ist endlich keine Utopie 
mehr. Wer durch die Rostlaube geht und sich das 
Vokabular anhört, mit dem die Firmenprodukte 
beschrieben werden, spürt, dass es nicht mehr 
lange dauern kann, bis sich ein Risikokapitalge-
ber finden lässt, mit dessen Hilfe das süße Start-
up-Unternehmen in Dahlem bald zum höchst 
profitablen Global-Player werden wird. Die Un-
ternehmensleitung will schon bald die nächste 
Produktoffensive starten. Im Herbst 2007 soll 
das Portfolio um verschiedene FU-Mastermo-
delle erweitert werden. Privilegierte Kunden der 
FU werden dann die Chance haben, ihren Ba-
chelor durch Mastermodule upzugraden. 2007 
soll dann auch das Industriesiegel »Elite« er-
reicht werden, das dieses Jahr nur knapp verfehlt 
wurde.

Wir drücken die Daumen.
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»Wir unterstützen Konzentrationsprozesse.« 
Das ist der entscheidende Satz, wenn es um die 
Zukunft der Berliner Wissenschaftslandschaft 
geht. Gesagt hat ihn Peter Lange. Er ist Kanzler 
der Freien Universität (FU). Dort steht gerade 
die Zukunft der Bi- bliotheken auf der Ta-
gesordnung. Die Frage ist nur: Wer 
oder was konzent- riert sich da?

Fest steht: Zahlreiche Bibliotheken werden 
zusammengelegt. Statt weiter an den vielen de-
zentralen Fachbüchereien festzuhalten, verab-
schiedet sich die Uni damit von ihrer traditionel-
len Struktur. Statt einstmals 150 Bibliotheken, 
vor al- lem an den Instituten, soll es im Rah-
men einer »dezentralen Zentralisation 
auf mittlerer Ebene« langfristig nur 
noch 20 geben, sagt Ulrich Naumann, 
leiten- der Direktor der Uni-Bibliotheken 

an der FU. In größeren Bibliotheken 
soll so Literatur thematisch zu-

sammengeführt wer-
den.

Die Konzentration 
im Kopf

von martin kaul

Die FU legt ihre Bibliotheken zusammen. Jüngstes Opfer: die PhilosophInnen. 
Statt im Institut müssen sie künftig in der neuen Bibliothek »Berlin Brain«
lesen. Dabei ist das Uni-Aushängeschild oft überfüllt.
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Exemplarisch er-
leben das derzeit die 
PhilosophInnen. 
Ihre Bibliothek, ei-
gentlich das Herz-
stück des Instituts, 
soll ins Hirn: Im 
Keller des so genann-
ten Berlin Brain, 
der hochmoder-
nen neuen Philologi-
schen FU-Bibliothek 
in der Rostlaube, ist 
noch Platz für diese 
Bestände.

Doch bei den Phi-
losophInnen regt 
sich Widerstand gegen diese Pläne. Grund dafür 
ist der große Andrang im neuen Aushängeschild 
der FU. Bereits im Sommersemester war die Phi-
lologische Bibliothek mehrfach überfüllt, die 
Leitung reagierte mit Zugangskontrollen. Dass 
sich die rund 1.500 Philosophie-Studierenden 
demnächst auch noch dort einreihen sollen, hal-
ten diese für wenig studienförderlich.

Dazu komme, so Philosophiestudent Mathias 
Bartelt, dass die Lautstärke in Großbibliothe-
ken viel höher sei. Mit dem Interesse der »Archi-
tekturtouristen«, die den Bau von Stararchitekt 
Norman Foster besichtigen wollen, wachse auch 
die Belastung der Studierenden. Zudem könnten 
Bücher demnächst nicht mehr mit nach Hause 
genommen werden. »Wenn so die Zukunft des 
Lernprozesses aussieht, dann folgt dem architek-
tonischen Repräsentationswahn zwar eine äu-
ßere, aber keine innere Wirkung mehr«, sagt 
Bartelt. So es darum gehe, Studierenden gute 
Studienbedingungen zu erhalten, müsse man 
auch in Kauf nehmen, dass diese etwas kosten.

Wie er haben auch 500 andere Studierende 
und MitarbeiterInnen am Institut einen Be-
schwerdebrief an den FU-Präsidenten unter-
zeichnet. Ihnen war mitgeteilt worden, dass der 

entsprechende Beschluss zur Schließung ihrer 
Bibliothek in den Semesterferien zwischen In-
stitutsleitung und Dekanat gefallen war – ohne 
Mitsprache des Instituts- und des Fachbereichs-
rats. Das Fazit der Info-Veranstaltung darüber 
für Mitarbeiter und Studierende war dennoch 
mager: schön, mal drüber geredet zu haben. Am 
Beschluss wird sich nichts mehr ändern. »Dieje-
nigen, für die die Arbeitsbedingungen in der an-
deren Bibliothek nichts sind, müssen sich damit 
eben arrangieren«, sagte Widu-Wolfgang Ehlers, 
der Dekan des Fachbereichs Philosophie und 
Geisteswissenschaften.

Mit dieser Maxime werden sich in Zukunft 
weitere Institute auseinandersetzen müssen. 
Ähnlich dem »Berlin Brain« wird auch an ande-
rer Stelle konzentriert: Für 15 kleinere Studien-
fächer soll 2011 eine »Bibliothek der kleinen Fä-
cher« eröffnet werden. Die Büchersammlungen 
der Sozialwissenschaften – darunter die der Po-
litologen und Soziologen – sind schon zusam-
mengelegt. Langfristig, so Bibliotheksleiter Neu-
mann, dürfte das auch den großen Bibliotheken 
der Rechts- und Wirtschaftswissenschaften blü-
hen.

Abdruck mit freundlicher Genehmigung der taz
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J
a, ich weiß: Die Uni ist nicht nur eine Lern-
maschinerie, sondern auch ein Ort der Be-
gegnung und so weiter… Sehe ich ja auch 
so. Nein, worum es mir hier geht, ist so was  

         wie dieses:

Zeitungsstände
Mittwoch gegen 12 Uhr; steige U- Bhf. Thiel-
platz aus, überquere die Straße und da stehen 
sie: Die Süddeutsche und die Berliner Zeitung. 
Menschen mittleren Alters oder auch solche, die 
wohl selber noch studieren, preisen mir ihre Zei-
tung an. Und damit man auch so richtig schön 
geködert wird, gibt es noch irgendein Werbege-
schenk – man kennt das ja. 

Ich meine: Die machen ja auch nur ihren 
Job… Aber einem noch Sprüche hinterher zu ru-
fen, wenn man sie nicht beachtet, das muss nun 
wirklich nicht sein! Damit wollen viele wohl ihr 
eigenes Selbstwertgefühl retten. Passiert aller-
dings natürlich nicht nur an der Uni, sondern 
überall, wo Menschen ansprechbar erscheinen. 
Doch an der Uni finde ich es besonders nervig. 
Wo sind wir denn hier? Das zeigt doch, wie sehr 
wir nur als potenzielle Konsumentinnen und 
Konsumenten angesehen werden. Naja, passt ins 
Bild. Ich meine das Bild, das uns eh immer mehr 
zu »Kunden« der Uni macht. Da können sich die 
Zeitungen ja gleich dazu gesellen. 

Mensafoyer
Andere Szene: Mensafoyer in der Silberlaube. 
Nun gehöre ich selbst nicht zu denen, die da re-
gelmäßig essen gehen. Um genau zu sein: Seit 
die da diese neuen Karten eingeführt haben und 
ich dann auch noch von einer Bekannten hörte, 
dass ihre Bekannte da mal auf eine Kakerlake ge-
bissen (!) hatte, geh ich da nie mehr essen. Aber 
man schlendert (oder hetzt) ja ab und zu mal 
vorbei. Und mittags ist das da wie auf einer Art 
Messe oder so. Ich registriere gar nicht so genau, 
WER da alles so seine Angebote macht. Auf alle 
Fälle aber ist es von allen Seiten schön quietsch-
bunt, es flattert Papier und strahlende junge 
Menschen (vermutlich ebenfalls Studis) stel-
len mir seltsame Fragen – wohl eher Fangfragen, 
um ins Gespräch zu kommen. Was soll das?! Wa-
rum ist so etwas erlaubt? Da frag ich mich doch, 
wieso so etwas genehmigt wird. Was bringt uns 
das? Dieser Ort ist ein zentraler Ort, den ge-
gen Mittag eine sehr große Anzahl Studieren-
der aufsucht. Aber heißt das gleich, dass wir da 
von allen, die lustig sind, belästigt werden dür-
fen?! Ich bin verdammt noch mal zum Studieren 
hier! Und wenn ich in die Mensa gehe, will ich 
meine Ruhe haben. Wenn überhaupt, dann sollte 
das doch ein Ort sein, an dem Studis sich unter-
einander austauschen. Ich glaube, da steht auch 
immer noch so ein Stand von Studierenden rum 
– aber den beachtet in all dem Trubel wohl nie-
mand.

Ich dachte ich bin 

zum Studieren hier ?!

von annika segelken
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Aushänge
Aber wenn wir gerade bei dem Thema sind, 
noch schnell zu dem was mich so richtig wütend 
macht: Studentische Öffentlichkeit an dieser Uni 
scheint bald völlig verschwunden zu sein. Zum 
einen gibt es hier wohl tatsächlich immer weni-
ger Aktivitäten. Die Gründe dafür sind vielfältig, 
ich lass sie hier mal weg. Zum anderen scheint 
es mir aber, wird von Seiten »der Uni« (also de-
nen, die keine Studierenden sind) immer schärfer 
kontrolliert, WAS da WO aushängt. Im Folgen-
den meine, rein subjektiven Beobachtungen. 

In der Rost- und Silberlaube gibt es deutlich 
als solche ausgewiesene Bretter, an denen Aus-
hänge gemacht werden können. Früher habe ich 
diese nur wahrgenommen als zusätzliche Freiflä-
chen, an denen alle aufhängen konnten, was sie 
wollten. Inzwischen habe ich da aber diese klei-
nen aufgeklebten Hinweise entdeckt, die einem 
sagen, dass nur aufgehängt werden darf, was ge-
nehmigt (und bezahlt) wurde. Auf Nachfrage 
sagte mir einer der Herren, die in der Pförtner-
loge sitzen, dass normale studentische Aushänge 
an den Brettern mit der Aufschrift »Studenten-
info« möglich seien. Also macht man seine Aus-
hänge brav an genau diesen Brettern. Wenn ich 
aber so die Entwicklung der Aushänge täglich 

beobachte, so habe ich das ungute Ge-

fühl, dass da ab und an welche verschwinden. 
Gut, ist ja möglich, dass Studis sich gegenseitig 
bekriegen oder so. Trotzdem, ich kann ja nix be-
weisen, aber mir scheint, dass Sachen, die irgend-
wie politisch sind, sehr schnell wieder verschwin-
den. Da fragt man sich schon, wie man noch 
Gleichgesinnte finden will, hat man denn mal 
eine tolle Idee. 

Ansonsten: An die Wände und Türen lohnt es 
sich überhaupt nicht mehr, etwas aufzuhängen. 
Und selbst im Rahmen meines Jobs als Studien-
beraterin wird es immer schwieriger Aushänge 
zu machen. Letztens wurden in einer Großak-
tion – über die wir nur erfuhren, sie sei von hö-
herer Stelle angeordnet worden – sämtliche 
Aushänge von allen Wänden und Türen geris-
sen. Unter anderem unsere Sammlung von Zei-
tungsartikeln, die wir über Jahre angelegt hat-
ten. Vermutlich hat das was mit Brandschutz zu 
tun – besonders konsequent wird der aber nicht 
betrieben. Zudem haben wir auch bei der An-
kündigung von Informationsveranstaltungen 
Probleme: Auch wir dürfen nichts einfach so auf-
hängen und haben dann erfahren: Wenn wir ein 
offizielles Logo der FU mit Siegel draufpappen, 
dann darf `s hängen bleiben. Soweit ich das be-
obachten kann, gehen die »Abreisser« auch ent-
sprechend eindimensional vor: Was ein Siegel hat 

bleibt hängen – egal was. 

von annika segelken
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B
eim Exzellenz-Wettwerb der Hoch-
schulen Deutschlands ist die FU 
Berlin weit vom Feld der vorde-
ren Ränge abgeschlagen. Einige 
der Gründe, welche die FU nicht 

gerade als Elite-Uni in Sachen Studienbedin-
gungen auszeichnen, haben Studentinnen und 
Studenten der Initiative Lehramt zusammen ge-
tragen.

Die Vorreiter des Bachelorsystems, die jetzt 
im dritten und letzten Studienjahr sind, lernen 
munter ohne Gewissheit vor sich hin, wie der 
Master aussehen wird und ob sie überhaupt hi-
neinkommen. Denn dieser ist noch nicht fertig 
konzipiert und wird wohl just-in-time nächstes 
Jahr zum Wintersemester fertig, natürlich unter 
großzügigem Verzicht von Rückkopplungen mit 
Studierendenkreisen. Ebenso lief es bei der Kon-
zipierung des Bachelors.

Auch der Bachelor sieht daher mehr schlecht 
als recht aus:

Um für alle Studentinnen und Studenten, Ba-
chelor- und Alt-Studierende, Kurse anbieten zu 
können, wird bei beiden Angeboten kräftig ge-
spart. So lässt nicht nur die Vielfältigkeit der An-
gebote zu wünschen übrig, es fehlen auch oft-
mals die Dozentinnen und Dozenten, um alle 
Studentinnen und Studenten mit Kursen zu ver-
sorgen.

Einige Kurse werden nur im Winter-, andere 
im Sommersemester angeboten. Die Anmeldun-
gen häufen sich, bis man schließlich mit 60 Leu-
ten im Seminar sitzt. 

»Machen Sie den Kurs doch nächstes Semes-
ter« – Geht nicht. Die neuen Studienordnungen 
geben eine explizite Reihenfolge vor, in welcher 
das Studium absolviert werden soll. Niemand 
verlässt das Seminar freiwillig, denn alle müssen 
es jetzt machen, da die meisten Module aufein-
ander aufbauen. 

Das von SAP gestrickte Programm Cam-
pus Management soll eigentlich die Vergabe von 
Kursen regeln, doch selbst, wenn man diese elek-
tronische Hürde bewältigt hat, ist die Anmel-
dung nicht sicher. Dieses Semester kam es dazu, 
dass Studentinnen und Studenten aus Semina-
ren geworfen wurden, weil die Dozentinnen und 
Dozenten sich weigerten, mit einer explodieren-
den Teilnehmerzahl zu lehren.

Wenn Studentinnen und Studenten es ge-
schafft haben und in einem Wunschseminar blei-
ben dürfen, wird man teilweise trotzdem über-
rascht: Ein im Fachbereich völlig unbekanntes 
Gesicht beginnt die erste Veranstaltung mit der 
Bekanntmachung, dass man zwei Wochen vor 
Semesterbeginn spontan von der FU gebeten 
wurde, einen Kurs zu übernehmen. Die Studen-
tinnen und Studenten sollten doch bitte Nach-
sicht üben, weil man weder vorbereitet sein 
könne noch sich mit dem neuen Studiengang 
auseinandergesetzt habe. 

Solche Fremdeinkäufe werden von der FU ge-
tätigt, um im Vorlesungsverzeichnis angekün-
digte Veranstaltungen nicht ausfallen lassen zu 
müssen. Damit entgeht die Universität einer 
Geldstrafe, doch die Studentinnen und Studen-
ten erhalten mittelmäßige Veranstaltungen. 

Exzellenz knapp verfehlt
von julia und eva, mitglieder der initative lehramt

Missstände wegen Bachelor und Master an der FU werden nicht geklärt
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Allerdings kann eine mittelmäßige Veranstal-
tung noch erfreulich sein, denn es kann auch wie 
folgt kommen: Die in der Studienordnung von 
den Studentinnen und Studenten verlangte ak-
tive Teilnahme wird von vielen Lehrbeauftrag-
ten einseitig ausgelegt und als Lehrersatz miss-
braucht. Viele Seminare bestehen allein aus von 
Studentinnen und Studenten gehaltenen Refe-
raten, in der Summe ergeben sich die 90 Minu-
ten einer Sitzung oft aus zwei bis fünf Vorträ-
gen. Meist bleibt dann keine Zeit mehr, damit 
die Dozentin/ der Dozent Fachwissen aus ers-
ter Hand ergänzen kann. Leider hält sich der Ar-
beitsaufwand für die Referate oft in deutlich 

merkbaren Grenzen. Viele Studentinnen und 
Studenten wissen leider nicht, wie man ein 

gutes Referat hält oder scheinen auf-
grund fehlender Bewertung und 

Rückkopplung wenig moti-
viert. Wie man allerdings mit 

so einer Grundlage eine 
Prüfung bestehen soll, 

steht noch in den 
Sternen.

So kennen die Studentinnen und Studenten 
an der FU Exzellenz:

Es wird hoher Druck ausgeübt, weil jeder 
Kurs zählt, so heißt es, doch welche Noten als 
Zugang für den Master tatsächlich gewertet wer-
den, ist ungewiss.

Besonders für die vielen Lehramtsstudentin-
nen und -studenten ist jedoch das Masterstu-
dium essentiell. Große Teile der pädagogischen 
Fachkenntnis werden erst hier vermittelt. Keine 
Schule möchte nur halb ausgebildete Lehrerin-
nen und Lehrer einstellen.

Die Studentinnen und Studenten, die diese 
Missstände an der FU miterleben, wundern 
sich nicht, dass ihr Ausbildungsort den Ex-
zellenzwettbewerb nicht gewonnen hat. Und 
alle anderen sollten mit diesen Informationen 
im Hinterkopf noch einmal überlegen: Woran 
könnte das wohl gelegen haben?
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E
in Institutstag – wie schön. Raus aus 
dem Studier-Alltag; mal in gelöster At-
mosphäre mit allen Menschen zusam-
mentreffen, die sonst immer aus ver-

schiedenen Gründen das Institut bevölkern; sich 
über grundsätzlichere Dinge – das Studium, das 
Fach, das »Danach« – austauschen (gar über po-
litische); bis in den sommerlichen Abend in net-
ter Runde zusammensitzen; nicht zuletzt auch 
die Institution, die alle Beteiligten überhaupt 
erst zusammenführt, einer kritischen Würdi-
gung zu unterziehen – kurz: er könnte eine Kli-
maverbesserung und Horizonterweiterung 
gleichzeitig bewirken. 

Da aber universitäre Institute nicht mehr zur 
weitgehend selbstbestimmten Bildung da sind, 
nicht als Orte zum Wohlfühlen ausgelegt sind 
und mehr und mehr nach einem allgemeinen 
Geschäftsprinzip funktionieren, das Studierende 
genauso wie finanzielle Ressourcen als Input 
sieht und unter egal welchen gegebenen Bedin-
gungen ein Maximum an anerkanntem Out-
put zustandebringen will, passt es besser, wenn 
ein Institutstag sich der gesamtgesellschaftlichen 
Geschäftsordnung anpasst und die Abwicklung 
der gefragten Prozesse möglichst unterstützt. 
Wie gut, dass das am IfS von Studis selbst in die 
Hand genommen wird und zwar schon im All-
tag: Eine sog. »studentische Initiative« namens 
Career Point organisiert regelmäßig Info-Ver-
anstaltungen zu Jobmöglichkeiten mit entspre-
chend beruflich tätigen Menschen und vermittelt 
darüber hinaus Praktika. Ebenfalls im Angebot 
waren bereits Veranstaltungen zur »individuel-

len Berufs- und Karriereplanung«, zu »Assess-
ment-Centern« (»Stark für die Konkurrenz?!«), 
zur persönlichen Präsentation, zur Stressbewäl-
tigung und Bewerbungsseminare (»Der erfolg-
reiche Weg, einen Fuß in die Tür eines Unter-
nehmens zu bekommen.«). Zur Krönung dieses 
Dienstes am Humankapital wurde in diesem 
Umfeld dann auch ein Institutstag ausgeheckt, 
bei dem all diese Bemühungen um Anbindung 
an die allgemeine Kapitalverwertung gebündelt 
und einer größeren Öffentlichkeit präsentiert 
werden sollten. 

Dass sich der akademische Nachwuchs 
nicht nur für die zwanglos-zwecklosen Zwe-
cke der konformistischen Wissenschaft prostitu-
tiert, sondern sich liebend gerne dem nächstbes-
ten Zahlungswilligen an den Hals wirft, wurde 
schon im Vorfeld an der Werbung für die Veran-
staltung klar. Als Untertitel für den Tag wurde 
nämlich »Die Brücke zur Arbeitswelt« auserko-
ren. Auf Flugzetteln wurde eine Brücke abge-
bildet, über der zu lesen war: »Soziologie und 
dann?«. Dem ist erstens zu entnehmen, dass un-
ter »Soziologie« nur die Ausbildungszeit ver-
standen wird, denn danach kommt ja etwas an-
deres. Ein weitergehendes Interesse scheint auch 
gar nicht zu bestehen. Zweitens wird der Ein-
druck vermittelt, die Studienzeit hätte nichts 
mit Arbeit zu tun. Die »Arbeitswelt« kommt ja 
erst, dafür soll sich ja vorbereitet werden. Deutli-
cher werden diese Grundannahmen auf den an-
deren Versionen der Flugblätter. Dort finden sich 
über dem Kürzel »avt«, welches für »Arbeitslo-
sigkeitsvermeidungstag« steht, die Überschriften 

Tag der 
    Arbeit 
Das Institut für Soziologie (IfS) bekam einen angemessenen Institutstag.

von ralf hutter
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»Lost in Soziologie« bzw. »Träumst du auch von 
Arbeit?«. Dass die Mitglieder des Planungsstabs 
dieser Marketing-Kampagne tatsächlich verloren 
umher irren angesichts einer komplizierten Welt 
und eines Studiums, das ihnen nicht so recht et-
was über sie selbst und eben diese Welt mitteilt, 
könnte gar nicht besser zum Ausdruck gebracht 
werden. In solch einer Situation liegt es nahe, 
sich auf das Träumen zu verlegen. Als Traum 
bleibt dabei nur noch das, was von der repressi-
ven Umwelt (welche natürlich nicht als repres-
siv wahrgenommen wird) als der Traum für alle 
dekretiert wird. Arbeit. Wie wenig du auch hast, 
wie schlecht es dir auch geht – höre nie auf, von 
Arbeit zu träumen!

Natürlich gab es eine Zeit, gerade am Insti-
tut für Soziologie der FU, in der durchschnittli-
che Soziologie-Studis einen Unterschied machen 
konnten zwischen verschiedenen Bedeutungen 
des Wortes »Arbeit«, zwischen verschiedenen Ar-
beitsbegriffen. In der es sogar Teil der universitä-
ren Lehre war, darauf hinzuweisen, dass der ak-
tuelle gesellschaftliche Zustand einer ist, in dem 
die allermeisten Menschen sich ihre tägliche Be-

schäftigung nicht oder kaum 
aussuchen 

können, 
da sie zu 
aller-

erst einer Lohnarbeit nachgehen müssen, die 
sie ernährt. Ein Zustand, der es meistens mit 
sich bringt, dass die notwendigen Arbeiten un-
ter permanentem und vielfältigem Zwang erfol-
gen, sei es auf Grund der Konkurrenz oder auf 
Grund der Abhängigkeit von den Geldgebern, 
was auf dasselbe hinausläuft, nämlich auf den 
Beweis für die eigene (potentielle) Überflüssig-
keit. Ein Zustand, der letzten Endes dazu führt, 
dass der erdrückende Zwang der Verhältnisse zur 
Verinnerlichung und Aufwertung der faktisch 
vorherrschenden Mechanismen führt, so dass 
Arbeitszwang nebst asozialer Vergesellschaftung, 
die den Ausschluss derjenigen mit sich bringt, 
die nicht mitziehen wollen oder können, zu posi-
tiv besetzten Sachverhalten in den Köpfen vieler 
Menschen werden.

All diesen Dingen könnte versucht werden, 
mit soziologischen Fragestellungen und Metho-
den »auf den Leib zu rücken.« Statt dessen wird 
der Terror (zumindest implizit) auch von einem 
großen Teil des akademischen Nachwuchses mit-
gemacht und Arbeitslosigkeit als Kampfbegriff 
übernommen. Lohnarbeit wird zu »Arbeit«, gar 
zur »Arbeitswelt«, und die Jugend schaut ge-
spannt und gebannt der Zukunft entgegen. Da 
hilft ein Institutstag sehr.

Es spielt gar keine Rolle, dass dieser, am 
7. 6. 2006 stattfindend, nicht allzu gut 
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besucht war; es geht auch nicht um das genaue 
Programm oder die vorgestellten Institutio-
nen, Verbände und Unternehmen. Der Charak-
ter der Veranstaltung war durch die allgemeinen, 
hier kritisierten Umstände gegeben. Die Mög-
lichkeit, dem Event einen kritischen Einschlag 
zu geben, war sogar da, wurde aber ausgeschla-
gen: Im Foyer konnten den ganzen Tag lang Fil-
mausschnitte angeschaut werden, die von ei-
nem studentischen Projekt stammten, das sich 
zwei Jahre zuvor der Geschichte und gegenwär-
tigen Lage des Instituts hatte annehmen wollen 
und dazu zahlreiche Interviews mit verschiede-
nen Institutsmitgliedern geführt hatte. Aus dem 
Mitschnitt des langen Gesprächs mit einigen Ak-
tiven der Fachschaftsinitiative, in dem sich diese 
u.a. deutlich über den Verfall der Lehre, die Ver-
antwortung der Profs und den Umbau der Uni-
versität äußern, wurde nur die Anfangssequenz, 
in der die Interviewten die Gründe für das ei-
gene Aufnehmen des Soziologie-Studiums dar-
stellen, auf die DVD übernommen, welche zum 
Verkauf angeboten wurde.

Der Institutstag passte also gut zum neuen 
Masterstudiengang, der in diesem Wintersemes-
ter angelaufen ist und der – nicht zuletzt durch 
seine stark verschulte Struktur – ein Bild von 
Wissenschaftlichkeit vermittelt, wonach diese 
im konformen Einordnen in die von der gesell-
schaftlichen Arbeitsteilung vorgegebene Spezi-
aldisziplin besteht. Also in der prinzipiellen Ak-
zeptanz von Datenerhebung, -auswertung und 
-lieferung als einer Arbeit für beliebige Zwecke, 
denn die Frage, was für ein Wissen da überhaupt 
produziert wird und wem es zugänglich und 
dienlich ist, fällt dabei unter den Tisch. Letzt-
endlich muss anwendungsorientiert studiert wer-
den – wer weiß, wo danach ein bezahlter Arbeits-
platz frei wird. Ein eigenes Interesse (von dem 
materiellen abgesehen) ist hier genauso wenig er-
forderlich wie in den meisten anderen Ausbil-
dungsrichtungen, die eben alle primär der Siche-
rung des Lebensunterhaltes dienen sollen, also 
für ein Lohnarbeitsverhältnis vorbereiten sollen, 
und meistens nicht das Erlernen einer Arbeit be-
deuten, von der sich zu Recht träumen ließe.

Nachtrag (statt eines Nachrufs):
Für die gesellschaftskritische Tradition am IfS 
stand seit langen Jahren auch Gerburg Treusch-
Dieter, außerplanmäßige Professorin seit 1996. 
Und zwar wie niemand sonst. Studierte Schau-
spielerin, Feministin, Aktivistin, Publizistin – 
mit anarchistischem Einschlag (und auch anar-
chistischer Vergangenheit), denn das bedeutet 
heutzutage zwangsläufig Lebhaftigkeit im aka-
demischen Milieu. Nebenbei bemerkt, weil es 
gerade passt: Sie organisierte Diskussionsver-
anstaltungen mit, die Titel wie »Zukunft der 
Nicht-Arbeit« und »Recht auf Faulheit« trugen. 
Trotz Lehrtätigkeit an zwei künstlerischen Uni-
versitäten in Berlin und Wien begab sie sich je-
des Semester auch noch in die Lernfabrik na-
mens FU und hielt Blockseminare am Institut 
für Soziologie ab. Diese waren eine Bereicherung 
für alle Teilnehmenden, viele darunter Stamm-
publikum. Ja, Publikum, denn da wurde etwas 
geboten. Wissen und Ausdruck. Dabei mit An-
bindung an aktuelle politische und gesellschaft-
liche Entwicklungen. Sie hatte etwas zu sagen. 
Immer. Meistens dauerte das auch. Gleich-
zeitig wurde den Studis jede Freiheit zur Se-
minarmitgestaltung gegeben. Auf dass sie viel-
leicht auch zu neuen Ausdrucksformen kämen. 
Die ihren hatten definitiv die Wirkung, dass sie 
durch bloße Ausstrahlung zum Nachdenken an-
regte. Dass sie den Unibetrieb in den Schatten 
stellte. Sie machte vor, wie Soziologie intervenie-
ren kann. Und zwar ohne das Zimmer zu ver-
lassen. Sie zeigte, dass sie ernste Anliegen hatte 
– sei es durch lange Monologe, sei es durch die 
direkte Fixierung der jeweils Sprechenden. Ihre 
Art der Respektbezeugung gegenüber den Stu-
dis war die direkte Kommunikation, das direkte 
Eingehen. Was nicht heißt, dass sie immer al-
les lang und breit erklärt oder höflich gelächelt 
hätte. Wer wollte, befand sich in ihrem Seminar 
in einem Denkraum, und zwar in einem, wo es 
nicht immer klar ist, wo genau die Wände verlau-
fen. Davon gibt es sonst kaum welche, auch nicht 
mehr an der Uni.

Ihr Tod hat dementsprechend eine nicht zu 
verschmerzende Lücke gerissen.
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D
ieter Lenzen ist ein großartiger Hoch-
stapler, zumindest bekommt man den 
Eindruck, wenn man sich die Ge-
schehnisse um den Exzellenzzent-

ren- Wettbewerb anschaut. In einer Mantra ar-
tigen Wiederholung des Gleichen, verfielen ihm 
die Professoren und Wissenschaftlichen Mitar-
beiter und glaubten selbst bis zur Entscheidung 
der Findungskommission, dass die FU auch zu 
einen der Spitzenuniversitäten Deutschlands ge-
höre. Es war dann eher Wasser statt Champagner 
als das Ergebnis über den Bildschirm flimmerte, 
München top – FU flopp. Da hat sich der Apo-
loget des Freien Mark- tes und des Leis-
tungsdenkens ganz schön geirrt, 
auszubaden ha- ben es jetzt 
alle, bis auf Lenzen und seine 
Riege im 
Präsidial-
amt.

Dabei wurde sich so viel Mühe gegeben, Bi-
bliotheken wurden geschlossen, Professuren 
nicht wiederbesetzt und eine drei Millionen 
teure Verwaltungssoftware, die nicht funktio-
niert, angeschafft. Von der Aussetzung allerlei 
demokratischer Rechte durch die Erprobungs-
klausel und somit die de facto Abschaffung der 
Mitbestimmungsrechte der unterschiedlichen 
Gruppen an der FU ganz zu schweigen. 

Doch cui bono? Lenzen und sein Selbstdar-
stellungszwang. Denn, dass Lenzen die FU nur 
als eine Durchgangsstation in seinem Weg nach 
Oben ansieht, wurde vergangenen Sommer wie-
der offensichtlich, als er sich selbst ins Gerede als 
Kandidat der CDU für das Amt des Regierenden 
Bürgermeisters brachte.

Lenzens anhaltende Präsenz in Talkshows 
und seine nervigen Veröffentlichungen 

zum Thema »Lebenslanges Lernen« 
sind da nur das Schmuckwerk 

eines eloquenten wissenschaft-
lichen Wirtschaftsbosses, 
dessen Devise immer Leis-
tung, Leis-

tung und 
nochmals 

Leistung war. 
Doch 
wer 

Über den Fall 
  ›Lenzen‹

glosse von tibi kumrovic
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sich dies als Motto auserkoren hatte, muss sich 
auch daran messen lassen. Und dies bedeutet 
letztendlich auch die Konsequenzen zu ziehen.

Ein Rücktritt von Lenzen und seines 
Stabes im abgeschanzten Präsidialamt – 
es sei hier der Vollständigkeit halber 
auch Kanzler Peter Lange erwähnt, 
einem Machtmenschen und Strip-
penzieher par excellence – wäre 
längst überfällig. Wer von Leis-
tung schwadroniert und selbst 
dazu nicht in der Lage ist macht 
sich nicht nur lächerlich, er zeigt 
auch dass sein Konzept von Vorne 
bis Hinten nicht stimmt. Schließlich 
hat die FU beim Exzellenzwett-
bewerb nicht nur den 
Katzentisch be-
kommen, weil 
Lehre und 
Forschung 
Mittelmaß 
sind – wir 
kennen die 
Realität 
schließ-
lich selbst 
alle aus 
unse-
rem tag-
täglichen 
Unialltag 
– son-
dern weil gerade in der Höhle des zahnlosen Lö-
wen Lenzen, dem Präsidialamt, mehr Schein als 
Sein herrscht. 

So sollen die Englischkenntnisse der Präsidi-
umsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter nicht ge-
rade excellent gewesen sein und auch über die 
Situation des Gender- Mainstreaming soll die 
Findungskommission not amused gewesen sein. 
Von all den anderen Unzulänglichkeiten können 
sich diejenigen ihr eigenes Bild machen, die mit 
offenen Augen durch die Uni gehen. 

Doch leider sitzt Lenzen immer noch in sei-
nem Stuhl und redet darüber, dass bei der nächs-
ten Runde die FU bestimmt ganz vorne mit da-

bei sein wird, wer ś glaubt wird seelig, 
oder mit biblischen Worten gespro-

chen: »Die Letzten werden die 
Ersten sein.« Das dies so nicht 

funktioniert, wissen alle, die 
für das Studium in über-
füllte Hörsäle gezwängt wer-
den, Monate auf ein wichti-
ges Buch warten müssen oder 
wenn sich die selten angebo-

tenen Pflichtveranstaltungen 
wieder einmal überschneiden. 

Diese Probleme kön-
nen nicht von 
einem selbst-
herrlichen Prä-

sidenten 
und seinem 
Kanz-
ler ge-
löst wer-
den, die 
zudem 
noch 
für die 
Pro-
bleme 
ver-
ant-
wort-

lich zeichnen, sondern von denen, die davon 
betroffen sind.

Es bleibt auch noch zu erwähnen, dass es 
Lenzen war, der 2005 die Intelligenz migranti-
scher Kinder und Jugendlicher in Abrede stellte 
und somit wissenschaftlich verpackt rassistische 
Klischees bediente. Wer also von Leistung redet 
und sich ganz weltmännisch gibt, von dem muss 
auch die Konsequenz eingefordert werden – ein 
Rücktritt von Lenzen und Lange ist notwendi-
ger denn je! 
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S
eit gut zwei Jahren bin ich studenti-
sches Mitglied der Kommission für 
Lehrangelegenheiten (KfL), ein mehr-
heitlich mit Studierenden besetz-

tes Gremium, welches den Akademischen Senat 
(AS), das höchste Entscheidungsgremium der 
FU, berät. Leider muss die Betonung auf »berät« 
liegen. Keine der Entscheidungen, sorry, Emp-
fehlungen der KfL sind bindend und können da-
her beliebig ignoriert werden. Ich habe mich oft 
gefragt, ob es sinnvoll ist, diesem oder anderen 
universitären Gremien anzugehören. Einerseits 
habe ich ein Ohr an den Vorgängen und kann 
viele Infos bekommen und an Studierende wei-
terleiten, andererseits muss ich über Dinge bera-
ten, die mir absolut zuwider sind und habe das 
Gefühl überhaupt nicht ernst genommen zu wer-
den. Ich stehe zwischen dem Zwiespalt Dinge 
und Prozesse mit meiner bloßen Anwesenheit 
zu legitimieren oder gar nichts zu erfahren. Ihr 
denkt vielleicht: »Du kannst doch etwas verän-
dern, wenn du dort bist.« Hierzu möchte ich 
euch sagen: In der KfL werden zwar alle neuen 
Studienordnungen und jegliche Veränderungen 
von Reglungen in der FU vorgelegt, aber es gibt 
einige ernüchternde Fakten:

 Leider werden Vorschläge der KfL, wenn sie 
grundlegender Natur sind, fast immer igno-
riert.

 Grundlegende Fragen werden kaum gestellt. 
Die Bachelorisierung wird und wurde an der 
FU noch nie hinterfragt, obwohl sie die wohl 
grundlegendste Änderung in der Studienwelt 
ist. Schmalspurstudium, BilligakademikerIn-
nen sind nur einige Schlagworte, die disku-
tiert werden sollten. Aber nein, wir, die stu-
dentischen Mitglieder der KfL, bekommen 
die neuen BA/MA-Studiengänge kistenweise 
vorgelegt, ohne ein Wort über die Sinnhaftig-
keit des Ganzen.

 Die Umstellung ist, wie bei den Lehramtsstu-
diengängen, sehr kurzfristig angeleiert und so 
schlecht gebastelt, dass im Nachhinein SEHR 
viel nachgebessert werden muss. An der Uni 
Basel1 z.B. scheint man sich mehr Gedan-
ken um die Reform gemacht zu haben, als nur 
Erster zu sein und damit irgendwie Eindruck 
zu schinden.

Oft sind die Vorschläge mit viel zu hoher Ar-
beitsbelastung konzipiert und ein Anwesen-
heitskontrollwahn eingebaut, als wären wir 
alle Kleinkinder. Viele BA/MA-Konzepte 

Studentische Mitarbeit in Gremien -

eine Farce?
Ein Erfahrungsbericht aus der KfL. von stefan günther
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sind sehr studierendenfeindlich, was fehlende 
Studierendenbeteiligung vermuten lässt. Nun 
kommen wir aber zu den Punkten, die unsere 
Arbeit so absurd machen.

 Die Master sind meist Prestigeprojekte der 
einzelnen Profs und werden manchmal auch 
ohne Beachtung von Ressourcen geplant. 
Diese Profs lassen sich dann aber nicht in der 
KfL blicken, um dies zu diskutieren. Nein, sie 
kommen in den AS und erzählen dort , wie 
z.B. in der Tiermedizin geschehen, dass sie ih-
ren weiterbildenden, damit kostenpflichtigen 
Master „small animal science“ in ihrer Frei-
zeit machen wollen. Ich würde von den Ve-
tis gerne erfahren, ob sie den Eindruck haben, 
ihre Profs seien nicht ausgelastet.

 Wir bekommen Unterlagen meist erst kurz-
fristig vor der Sitzung und bis zur AS-Sit-

zung ist die Zeit lächerlich kurz, nämlich ge-
nau zwei Tage. Dies lässt keine Zeit, wirklich 
große Sachen zu ändern.

 Wichtige Infos werden uns vorenthalten, wie 
Evaluationen von BA-Studiengängen. Sie wer-
den unter Verschluss genommen. Trotz unse-
rer anerkannt guten Arbeit und Kompetenz 
traut man uns nicht über den Weg.

 Das Präsidium reisst immer mehr Entschei-
dungsgewalt an sich, bei fragwürdiger Kom-
petenz. Es bildet informelle Kreise, die es di-
rekt besetzt und steuert. Viele Vorgänge 
können daher nicht mehr nachvollzogen wer-
den.

1
1. http://www.unibas.ch/doc/doc_download.cfm?uuid=60A95

176C09F28B634625A3DE55BF03F&&IRACER_AUTOLINK&&

Die Auswirkungen bekommen wir alle zu spüren, aber die Arbeit in Gremien kann so nicht (mehr) 
entgegenwirken. Die universitäre Demokratie liegt im Sterben. Soll ich bleiben, der Infos wegen? ...
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Aufgrund wiederholter Menschenrechtsverlet-
zungen, Morde und Repression von gewerk-
schaftlicher Arbeit in den kolumbianischen Ab-
füllbetrieben der Coca-Cola-Company und der 
mangelnden Aufklärung dieser Vorfälle durch 
das Unternehmen schließen wir uns einem Boy-
kott der Produkte der Coca Cola Company an.

Ziel dieses Boykotts ist ein grundlegender und 
glaubwürdiger Richtungswechsel der Unterneh-
menspolitik von Coca Cola, was die Anerken-
nung und Beachtung grundlegender ethischer 
und menschenrechtlicher Normen in ihren Wer-
ken betrifft.

Bis zu diesem Richtungswechsel fordert das Stu-
dierendenparlament der FU

* die Leitung der Universität und die Fachbe-
reiche der FU auf, evtl. bestehende Verträge mit 
der Coca Cola Company zu kündigen, bei Ver-
anstaltungen, Konferenzen usw. keine Produkte 
der Coca Cola Company mehr zu verwenden 
und bei Verträgen mit Dritten (z.B. Catering) 
darauf zu achten, dass diese Produkte ausge-
schlossen werden;

* das Studentenwerk auf, Produkte der Coca 
Cola Company aus dem Angebot zu nehmen 
und evtl. bestehende Verträge mit dem Unter-
nehmen zu kündigen;

* die BetreiberInnen von Restaurants, Cafete-
rien, Automaten, Cafes in und im Unfeld der FU 
auf, Produkte der Coca Cola Company aus dem 
Angebot zu nehmen und evtl. bestehende Ver-
träge mit dem Unternehmen zu kündigen.

Coca Cola 
Boykott

StuPa fordert:

Auf seiner Sitzung am 26. Oktober 2006 hat das Studierendenparlament der FU beschlossen, sich 
dem Boykott von Produkten der Coca Cola Company anzuschließen. Im Folgenden ist der Beschluss 
dokumentiert.
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Wir, das »Berliner Bündnis für Freie Bildung - 
gegen Studiengebühren«, sind ein offenes Bünd-
nis aus Einzelpersonen und verschiedenen poli-
tischen Gruppen und Organisationen, welches 
sich als Plattform versteht. Im Rahmen einer ge-
planten Kampagne wird es unter anderem ge-
meinsame Aktionen geben. Diese sollen unserer 
Forderung nach freier Bildung für alle Ausdruck 
verleihen und sich gegen den wettbewerbsorien-
tierten Umbau im Bildungssystem, gegen Studi-
engebühren jeglicher Art und die damit verbun-
denen Disziplinierungszwänge richten.

Das »Berliner Bündnis für Freie Bildung - 
gegen Studiengebühren« hat sich am 15. Juni 
2006 gegründet. Unser Kampf ist kein Eliten-
protest. Wir verstehen uns als Bestandteil welt-
weiter sozialer Proteste. Darum sprechen wir 
uns auch grundsätzlich gegen Kitagebühren 
und verkapptes Schulgeld, wie die Elternzahlun-
gen für Schulbücher, aus. Daher regen wir eine 
langfristige und solidarische Kampagne an. Wir 
grenzen uns explizit von allen faschistischen, 
rassistischen, sexistischen und anderen diskrimi-
nierenden Gruppen ab.

Spätestens nach der Wahl zum Berliner Ab-
geordnetenhaus im September 2006 wird das 
Thema »Studiengebühren« auf der politischen 
Tagesordnung stehen. Nachdem das Bundes-
verfassungsgericht im Januar 2005 das bundes-
weite Verbot von allgemeinen Studiengebühren 
gekippt hat, ist die Einführung von Studien-
gebühren nun Ländersache. Inzwischen ist die 
Einführung von Studiengebühren in einigen 
Bundesländern bereits beschlossen. So drohen 
beispielsweise Studierenden in Hessen Gebüh-
ren in Höhe von bis zu 1500 Euro pro Semester. 
Angesichts der desolaten Haushaltslage in Ber-
lin scheinen 140.000 potentielle Gebührenzah-
lerInnen verlockend.

Bildungsgebühren (auch versteckte Gebüh-
renmodelle, wie Studienkonten) sind sozial un-
gerecht. Besonders belastet werden dabei unter 
anderem Menschen mit Kind(ern), Auslände-
rInnen, Menschen mit Behinderung und ältere 
Studierende. Die soziale Selektion durch Studi-
engebühren verschärft die ohnehin drastische 
Ungerechtigkeit im Bildungssystem. Bereits jetzt 
hängt der Bildungserfolg in Deutschland, wie 
in kaum einem anderen Land, von der sozialen 
Herkunft ab. Zudem stellen sie einen weiteren 
Meilenstein in der Privatisierung und Kommer-
zialisierung von Bildung dar.

Das Studierendenparlament der FU hat auf der Sitzung im Oktober außerdem beschlossen, sich der 
Grundsatzerklärung des »Berliner Bündnisses für Freie Bildung - gegen Studiengebühren« anzuschließen. 

Grundsatzerklärung

»Berliner Bündnis für 
Freie Bildung - gegen 
Studiengebühren«
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S
eit das Bundesverfassungsgericht im 
Januar 2005 das bundesweite Ver-
bot von Studiengebühren für ver-
fassungswidrig erklärte, überschla-

gen sich die Meldungen zur Einführung von 
Studiengebühren. Während so genannte Ver-
waltungs- oder Langzeitgebühren schon seit 
Jahren existieren, erhalten nun Studienge-
bühren in verschiedensten Formen Einzug 
in immer mehr Bundesländern. Von ca. zwei 
Millionen Studierenden müssen nach derzei-
tigem Stand zukünftig ca. 1,4 Millionen zah-
len – und dass nicht zu knapp: Werden mo-
mentan Gebühren zwischen 500 Euro und 
1500 Euro pro Semester erhoben bzw. ein-
geführt, drohen mittelfristig 2500 Euro und 
langfristig sogar der kostendeckende Betrag 
bis zu 140.000 Euro pro Studium – die Ge-
bührenspirale ist nach oben hin offen! 

Während dem Großteil der Berliner Stu-
dierenden der Ernst der Lage noch nicht klar 
zu seien scheint – zumindest beschränken 
sich die Bemühungen den Kampf gegen Stu-

diengebühren und Umstrukturierungen an 
den Hochschulen aufzunehmen momentan 
auf einige Wenige – regte sich andernorts vor 
allem im Sommersemester 2006 Widerstand: 
In Hamburg, Nordrhein-Westfalen oder in 
Hessen kämpften Studierende gegen geplante 
bzw. zum Teil schon beschlossene Studien-
gebühren und andere Zumutungen der aktu-
ellen Bildungspolitik. Tausende Studierende 
beteiligten sich an Großdemonstrationen in 
Frankfurt am Main, Hamburg, Darmstadt, 
Freiburg, Wiesbaden, Tübingen, München, 
Bielefeld oder Düsseldorf, um gegen die Ein-
führung von Studiengebühren, die schlei-
chende Privatisierung des Bildungswesens, 
soziale Ausgrenzung von Studierenden aus 
einkommensschwachen Familien und für ein 
Recht auf kostenlose Bildung zu protestieren. 

Neben der Vielzahl an Vollversammlun-
gen und Demonstrationen überraschte vor 
allem die  Radikalisierung der Proteste: So 
wurden in Hessen Autobahnen besetzt und 
die einschreitenden Herren in Grün mit Le-

Wer nicht 
kämpft 
verliert

von Lieschen Müller

-
     .
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bensmitteln, Flaschen und Holzlatten bewor-
fen. Nachdem über 200 Studierende festgenom-
men wurden, kam es zu Spontandemos und 
Belagerungen des Polizeipräsidiums, um die 
Freilassung der Verhafteten zu erwirken. Auch 
der Frankfurter Hauptbahnhof wurde wäh-
rend der WM von rund 120 Studierenden lahm-
gelegt, wie auch der zentrale S–Bahn–Tunnel 
des Rhein–Main–Gebiets. Dutzende Studie-
rende besetzten nach einem friedlichen Protest-
zug ebenfalls die Hamburger Bahngleise und 
legten so den Schienenverkehr für etwa eine 
Stunde lahm. In Bielefeld brannte im August das 
Auto des Rektors der Bielefelder Uni, zuvor lös-
ten mehrere brennende Mülltonnen auf den To-
iletten der Uni Feueralarm aus und ein Profes-
sorInnenzimmer wurde mit Kuhfladen gefüllt, 
nachdem der Generalschlüssel der Uni in stu-
dentische Hände gelangte. In NRW wurden der 
Landtag von Düsseldorfer SchülerInnen und 
Studierenden besetzt, Senatssitzungen von Stu-
dierenden belagert und teilweise gelang auch das 
Sprengen der Sitzungen. Tübinger Studierende 
besetzten das Schloss Hohenthübingen und auch 

in Wiesbaden besetzten Studierende kurzzeitig 
das Wissenschaftsministerium und forderten die 
Wiedereinführung der Vermögenssteuer. 

Da sich die Verantwortlichen in Politik und 
Hochschulen bis auf massive Repressionen – es 
kam zu hunderten Verhaftungen und gewalttäti-
gen Übergriffen auf beteiligte SchülerInnen und 
Studierende – nicht reagierten, wird nun ein Ge-
bührenboykott organisiert. Dieser soll eine Aus-
setzung der Gebührenforderungen erzwingen. 
Zudem soll mit einer breiteren Kooperation mit 
anderen Sozialen Kräften, wie SchülerInnen und 
Gewerkschaften, zusätzlicher Druck auf Länder-
regierungen und Unis ausgeübt werden. Nach 
der Mobilisierungsphase zwischen Oktober und 
Dezember soll nun die heiße Phase im Januar 
2007 starten.

In Berlin blieb es hingegen seit den Protes-
ten 2003/2004, mit denen die Einführung von 
Studiengebühren zunächst verhindert werden 
konnte, relativ ruhig. Doch auch hier sollten sich 
SchülerInnen und Studierende nicht in falscher 
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Sicherheit wiegen, auch hier gibt es Grund zum 
Widerstand: Während es wegen den Wahlen zum 
Abgeordnetenhaus in Berlin vorerst relativ ruhig 
um die Frage der Einführung von Studienge-
bühren war, ist 2007 mit einer Wiederbelebung 
der Debatte – wenn nicht gar mit konkreten 
Schritten zur Einführung von Studiengebühren 
– zu rechnen. Mit der vagen Formulierung: »Für 
den Hochschulzugang darf es keine finanziel-
len Hürden geben« ließ sich der rot–rote Senat 
im aktuellen Koalitionsvertrag eine Hintertür 
für die Einführung von Studiengebühren of-
fen. Mit diesem Anspruch, es dürfe keine finan-
ziellen Hürden geben, wurden auch in anderen 
Bundesländern sowohl Langzeitgebühren, Stu-
dienkonten, aber auch über Kredite finanzierte 
allgemeine Studiengebühren eingeführt. Zu-
dem gehört der nun eingesetzte Wissenschafts-
senator Zöllner, ehemaliger Wissenschaftsmi-
nister Rheinland–Pfalz, klar zu den Verfechtern 
von Landeskinderregelung und Studienkonten. 
Es ist also nur eine Frage der Zeit bis erneut ver-
sucht wird, Studiengebühren auch in Berlin ein-
zuführen.

Die Ereignisse in Hamburg, Hessen oder 
NRW zeigen, dass der Kampf gegen Studienge-
bühren, sind sie einmal beschlossen, deutlich er-
schwert wird. Wir sollten also nicht warten, bis 
wir vor vollendete Tatsachen gestellt werden! 

Dabei kann die Orientierung an Studienge-
bühren und der Umstrukturierung der Univer-
sitäten zur Wissenschafts-GmbH nur ein erster 
Schritt sein. Über die reinen Abwehrkämpfe hi-
naus ist die gesamtgesellschaftliche Einbettung 
des Protests, auch in internationale ökonomische 
Zusammenhänge, notwendig. Ein entpolitisier-
ter Protest, der sich nur gegen die Einführung 
von Studiengebühren oder anderen Verschlech-
terungen des Bildungssystems wendet, greift zu 

kurz. Bunt und lustig mit der Bildung baden ge-
hen, die Bildung plakativ zu Grabe tragen oder 
nackig über einen Weihnachtsmarkt rennen mag 
ein schönes Bild für die Medien abgeben – da so-
lidarisiert sich sogar die BZ, wenn sie sich ihr 
Covergirl oben–ohne spart – kann aber nicht 
Kern unserer Proteste sein. Die Orientierung an 
studentischer Lobbypolitik und einer Beschrän-
kung des Fokus von Protesten und Forderungen 
auf eine Verbesserung der momentanen Situa-
tion an den Hochschulen bleibt notwendig eli-
tär und in weiten Teilen wirkungslos, verteidigen 
wir unsere studentischen Privilegien gegen Kin-
dergartenkinder und Harz IV EmpfängerInnen, 
haben wir schon verloren. Wir müssen erkennen, 
dass wir alle Betroffene des gleichen politischen 
Projekts sind.

Die Universitäten und den studentischen Pro-
test zu repolitisieren ist damit notwendig, um 
Studiengebühren zu verhindern und dem neo-
liberalen Umbau der Hochschulen etwas entge-
genzusetzen. Dass dies möglich ist, zeigten die 
Proteste 2003/2004, in denen es Berliner Stu-
dierenden gelang, die bereits im Berliner Haus-
halt eingeplanten Gebühren zu verhindern.

Die Einstellung, Studiengebühren wer-
den sowieso eingeführt, ist Teil ihrer Durchset-
zung! Studiengebühren werden nur dann ein-
geführt, wenn ihre GegnerInnen zu schwach 
sind, sie zu verhindern und die BefürworterIn-
nen stark genug, die Einführung von Studienge-
bühren durchzusetzen. Die Haltung, Gebühren 
kämen eh, ist also Teil des Kampfes um gesamt-
gesellschaftliche Kräfteverhältnisse. Diese gilt es 
zu verändern und dem herrschenden Verständnis 
von Bildung als Ware eigene Vorstellungen von 
selbstbestimmter Bildung entgegenzusetzen und 
offensiv zu vertreten.

Bildet Banden!



49



50

A N D E R S W O

nr. 6  winter 06/07

Von Revolutionsplänen zum 
Ende der Geschichte

Seit Ende der 60er Jahre galt die Freie Universi-
tät lange Zeit als Hochburg der Linken. Damals 
war die Frage nicht: »Wollen wir Revolution ma-
chen«? Sondern: »Wann machen wir sie, heute 
oder morgen?« Ohne das nötige theoretische 
Rüstzeug ging da natürlich nichts und so ge-
hörte es zum guten Ton, die Schriften von Karl 
Marx zu kennen. In unzähligen Zirkeln wurde 
»Das Kapital« gelesen, auf vielen Plena, Vollver-
sammlungen und Gruppentreffen über Marxens 
Werk diskutiert und häufig die Abschlussarbeit 
mit einem entsprechenden Zitat eingeleitet. Spä-
testens mit dem endgültigen Zusammenbruch 
des »Realsozialismus«, Anfang der 90er Jahre, 
sollte sich das grundlegend ändern. »Das Ende 
der Geschichte« schien erreicht, die Träume von 
einer grundlegend besseren Welt waren zu Ende 
geträumt, die Revolution wurde abgesagt, auch 
an der FU. Marx war plötzlich out. Weshalb sich 
noch mit einem Denker beschäftigen, der in ei-
ner Welt, die soeben mit Pauken und Trompe-
ten untergegangenen war, wie ein Säulenheiliger 
verehrt wurde. Seine Theorie wurde als überholt 
erklärt, als angestaubte Ideologie vergangener 
Tage gebrandmarkt. Bis heute fristet das Marx-
sche Werk deshalb ein Schattendasein und taucht 

nur äußerst sporadisch in den offiziellen Vorle-
sungsverzeichnissen auf. 

Die Neue Marx-Lektüre-
Bewegung an der FU

Seit einigen Jahren jedoch, entsteht an der FU 
aus einigen Nischen heraus etwas, was man eine 
»Neue Marx-Lektüre-Bewegung« nennen kann. 
Eine ganze Reihe Wissenschaftler und Studie-
rende aus dem Umfeld der Hochschule beschäf-
tigen sich wieder (oder immer noch) mit dem 
Marxschen Werk. Als Folge wurden in den letz-
ten Monaten eine ganze Reihe interessanter Bü-
cher veröffentlicht. Alle Autoren der »Neuen 
Marx-Lektüre« teilen dabei drei Grundeinsich-
ten. Erstens, dass im »real existierenden Sozia-
lismus« das Marxsche Werk grundlegend falsch 
interpretiert und als Rechtfertigungsideologie 
missbraucht wurde. Zweitens, dass die Analyse 
von Karl Marx noch (oder gerade) heute zutref-
fend und für das Verständnis der kapitalistischen 
Gesellschaft unabdingbar sei. Und drittens, dass 
Marxens »Kapital« jeder ernsthaften Kritik der 
bestehenden gesellschaftlichen Verhältnisse zu 
Grunde gelegt werden sollte. Wer also verstehen 
will, wie die Gesellschaft in der wir leben funk-
tioniert und warum in ihr zwangsläufig so viel 
falsch läuft, kommt auch im 21. Jahrhundert um 

Marx 
neu lesen

von hannes strobel

Die »Neue Marx-Lektüre-Bewegung« an der Freien Universität.
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den »alten Marx« nicht herum, so das Credo 
der Autoren. Im Folgenden sollen drei ganz un-
terschiedliche, aber allesamt aktuelle und emp-
fehlenswerte Bücher, aus dem Dunstkreis der 
»Neuen Marx-Lektüre-Bewegung« an der FU 
vorgestellt werden.

Kritik der politischen Ökonomie 
– Eine Einführung 

Der Berliner Politikwissenschaftler Michael 
Heinrich hat eine Einführung in die Marxsche 
»Kritik der politischen Ökonomie« geschrie-
ben, die vor zwei Jahren erstmals aufgelegt, nun 
schon in der vierten Auflage vorliegt. Ein klei-
ner Bestseller also und das nicht ohne Grund. 
Heinrichs Buch richtet sich vor allem an »Marx-
Neulinge«, ist aber auch für Fortgeschrittene ein 
echter Gewinn. Es stellt eine erschwingliche Ein-
führung in die »Kritik der politischen Ökono-
mie« dar (nicht umsonst der Untertitel den Marx 
für sein »Kapital« gewählt hat). Der Anspruch 
des Politikwissenschaftlers ist es dabei nicht, eine 
selbständige Lektüre der drei Bände des Kapi-
tal zu ersetzen. Er möchte vielmehr Interesse am 
»Kapital« wecken und einen Leitfaden liefern, 

der beim Verständnis der komplexen Marxschen 
Gedankenwelt hilft. Dem Autor gelingt es dabei, 
mit der nötigen Sachlichkeit, fast spielerisch in 
die Grundbegriffe des Marxschen Denkens ein-
zuführen. Heinrich erklärt, warum Marx seine 
Analyse des Kapitalismus mit der Ware beginnt. 
Er macht verständlich was »Tauschwert« und 
»Gebrauchswert« bedeutet und was es eigent-
lich mit dem »Waren-Fetisch« auf sich hat. Kom-
plexe Zusammenhänge zwischen Kategorien wie 
»Zins«, »Profit« und »Kredit« versteht Heinrich 
auch für »Marx-Anfänger« begreifbar zu ma-
chen. Nebenbei räumt er mit einigen gängigen 
Vorurteilen gegenüber dem Marxschen Werk 
auf. Er verdeutlicht, warum die »Dialektische 
Methode« keineswegs eine marxistische Wun-
derwaffe ist und warum Marx sich zu Lebzei-
ten immer dagegen verwehrt hat, ein »Marxist« 
zu sein. Heinrichs Lesart des Marxschen Werkes 
hat mit dem traditionellen »weltanschaulichen« 
Marxismus wie er im Realsozialismus praktiziert 
wurde, kaum etwas gemein. Trotzdem (oder 
besser: gerade deswegen) wird durch seine un-
dogmatische Darstellung die fundamentale Kri-
tik von Karl Marx an der bürgerlichen Gesell-
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schaft deutlich heraus gestellt. Heinrich zeigt 
mit Marx, warum der Kapitalismus eine grund-
sätzliche falsche und schädliche Art und Weise 
darstellt, menschliches Zusammenleben zu orga-
nisieren. Sein Buch ist die übersichtliche Einfüh-
rungs-Lektüre, für alle die sich mit dem Marx-
schen Werk beschäftigen wollen.

Grundzüge der Marxschen 
Kapitalismustheorie (Christian Iber)

Eine ausführlichere Interpretation des Marx-
schen Denkens bietet Christian Iber. Der Wis-
senschaftliche Mitarbeiter am Philosophi-
schen Institut der FU hat eine Vorlesung, die 
er im Wintersemester 2003/2004 gehalten hat, 
als Buch herausgebracht. Darin möchte er die 
Marxsche Kritik an der kapitalistischen Verge-
sellschaftung in ihren Grundzügen darstellen 
und konzentriert sich dabei auf den ersten Band 
des Kapitals. Christian Iber hält fest, dass »Marx 

der einzige Denker ist, 

der sich auf den Kapitalismus theoretisch wirk-
lich eingelassen hat und ihm auf den Grund ge-
hen wollte«. Der Autor möchte die von Marx im 
ersten Band des »Kapitals« geleisteten Grund-
züge einer Kapitalismustheorie nachzeichnen 
und erläutern. Er stellt dabei zwei Hauptthe-
sen Marxens in den Vordergrund: Erstens: »Der 
Gegensatz von Lohnarbeit und Kapital ist un-
versöhnlich, weswegen Lohnarbeit im Dienste 
des Kapital unvereinbar mit einem guten Leben 
ist«. Und zweitens: »Der Kapitalismus ist nicht 
reformierbar«. Iber zeigt, dass es Marx darum 
ging, eine Kritik an der gegenwärtigen (kapita-
listischen) Realität der Moderne zu formulieren. 
Durch eine Analyse der Verhältnisse, die den ge-
sellschaftlichen Reichtum produzieren, solle ver-
deutlicht werden, warum die Unvernunft und 
Falschheit dieser Strukturen unweigerlich zu ei-
ner Schädigung der materiellen Lebensinteres-
sen der Mehrheit der Menschen führt. Im Kapi-
talismus, so wolle Marx deutlich machen, geht 
es beim Produzieren nicht primär um ein gu-

tes Leben und die Befriedigung von Be-
dürfnissen in einer arbeitsteiligen Gesell-
schaft, sondern um Wert und Tauschwert. 
Die politischen Formen Freiheit, Gleich-
heit und Eigentum, kennzeichne Marx, als 
Formen, in denen sich die ökonomische 
Herrschaft des Kapitals über die Arbeit 
vollzieht. Iber bemüht sich in seinem Buch 
explizit um eine undogmatische Darstel-
lung der Marxschen Kapitalismustheorie. 
Dabei ist es ihm wichtig, eine Unterschei-
dung zu machen, zwischen der Marxschen 
Theorie und dem traditionellen Marxis-
mus. Nach dem Zusammenbruch des »real 
existierenden Sozialismus« sei es an der 
Zeit Marx nicht länger als Begründer ei-
ner marxistischen Weltanschauung, son-
dern als Wissenschaftler und Philosoph zu 
begreifen.

Christian Iber gelingt es die »Kritik der 
politischen Ökonomie« in ihrer Tiefe und 
Schärfe darzustellen und trotzdem allge-
mein verständlich zu bleiben. In seinem 
übersichtlich gegliederten Buch führt er 
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Schritt für Schritt durch den umfangreichen ers-
ten Band des »Kapitals« und erläutert das Marx-
sche Analysevorhaben. Die überzeugende Art 
der Darstellung, verbunden mit der nötigen 
Schärfe in der Argumentation, machen Ibers 
Buch zu dem Standardwerk zum ersten Band des 
Kapitals. Die »Grundzüge der Marxschen Kapi-
talismustheorie« eignen sich sowohl als Sekun-
därtext zur Kapital-Lektüre als auch zum Ver-
tiefen und Nachschlagen für fortgeschrittene 
Marx-Leser. Bleibt eigentlich nur zu hoffen, dass 
Christian Iber die Vorlesung, die dem Buch zu-
grunde liegt, bald wiederholt, um im dann dar-
auf folgenden Semester eine Veranstaltung zum 
zweiten und dritten Band des »Kapitals« anzu-
schließen.

Das Kapital neu lesen – Beiträge 
zu einer radikalen Philosophie

Bei diesem von Frieder Otto Wolf (Privatdozent 
am Philosophischen Institut der FU) und ande-
ren herausgegeben Buch handelt es sich um ei-
nen Sammelband. Viele der Texte wurden von 
Autoren aus dem Umfeld der »Neuen Marx-Lek-
türe-Bewegung« an der FU geschrieben. Aus 
diesem Dunstkreis sind neben den Herausgebern 
Frieder Otto Wolf, Jan Hoff und Ingo Stützle 
auch Ingo Elbe, Christian Iber, Dennis Kirch-
hoff und Alexander C. Reutlinger vertreten. Er-
gänzt werden diese Beiträge von Texten teilweise 
international renommierter »Kapital-Kenner« 
wie Alexander Gallas, Jaques Bidet oder Richard 
D. Wolff. Selbsterklärtes Ziel der Herausgeber ist 
es, »Bausteine für eine theoretische Zwischenbi-
lanz einer neuen Kapital-Lektüre« vorzulegen. 
Sie machen den Vorschlag das Kapital neu zu le-
sen, abseits der verengten Lesart der traditionel-
len Marxismen. Marx sei jedoch nicht einfach 
ein weiterer Klassiker, dessen Werk nur im Kon-
text seiner Zeit Erkenntnisse verspricht. Im Ge-
genteil, die Autoren weisen auf die Aktualität des 
Marxschen Werkes gerade auch für das 21. Jahr-
hundert hin. Keineswegs ginge es jedoch darum, 
neue marxistische Orthodoxien oder wissen-
schaftliche Weltanschauungen aufzubauen. Viel-
mehr sei die Marxsche Kapitalismustheorie als 

ergiebiger theoretischer Werkzeugkasten zu ver-
stehen, der auch heute unabdingbar sei, um eine 
»emanzipative gesellschaftspolitische Praxis« zu 
unterstützen oder in Gang zu setzen. Der Un-
mut über den aktuellen Zustand der Welt, sei der 
Nährboden für eine neue Auseinandersetzung 
mit der marxschen Theorie. Wie bei einem Sam-
melband nicht anders zu erwarten, wird ein brei-
tes Themenfeld der »Neuen Marx-Lektüre« ab-
gesteckt. Gerade die Beiträge der ausländischen 
Autoren versprechen einen Einblick in die De-
batten die außerhalb Deutschlands über das 
Marxsche Werk geführt werden. Da die Lektüre 
von »Das Kapital neu lesen« ein umfangreiches 
Grundwissen über die Marxsche Theorie voraus-
setzt, ist sie leider nur für fortgeschrittene Marx-
Leser ein echter Gewinn. Diese sollten sich das 
Buch jedoch keinesfalls entgehen lassen.

Heinrich, Michael: Kritik der politischen Ökonomie. Eine 
Einführung, Schmetterling Verlag 2006 (4. Auflage), 
Stuttgart. (10 Euro)

Iber, Christian: Grundzüge der Marx’schen 
Kapitalismustheorie, Parerga Verlag 2005, Berlin. 
(27,80 Euro)

Wolf, Frieder Otto u.a. [Hrsg]: Das Kapital neu 
lesen. Beiträge zur radikalen Philosophie, Verlag 
Westfälisches Dampfboot 2006, Münster. (27,90 
Euro)

Selber das Kapital (neu) lesen

Frieder Otto Wolf bietet jedes 
Semester zusammen mit studentischen 
Tutoren einen Kapital-Lektüre-Kurs 
am Philosophischen Institut der 
FU an. Hier besteht die Chance in 
entspannter Atmosphäre gemeinsam 
den ersten Band des „Kapitals“ zu 
lesen. Lernerfolg garantiert, ohne 
belehrt zu werden. Studierende der 
Philosophie haben die Möglichkeit, 
einen Schein bzw. Punkte zu erwerben. 
Das Seminar wird rechtzeitig zum 
neuen Semester im KVV des Instituts 
für Philosophie angekündigt.
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»Warum sollte man sich Gedanken über Alterna-
tiven zum herrschenden Kapitalismus machen? 
Der Kapitalismus des 21. Jahrhunderts ist doch 

in den Gedanken der Herrschenden, die auch die 
herrschenden Gedanken sind, ‹ein erfolgreiches 
System›, das eine ‹große Sogwirkung› entfaltet.«

Diese Frage steht am Anfang der Einleitung zu 
Elmar Altvaters kürzlich erschienenem Buch 
»Das Ende des Kapitalismus wie wir ihn ken-
nen. Eine radikale Kapitalismuskritik«. Der erst 
jüngst emeritierte Politikwissenschaftler des 
Otto-Suhr-Instituts der FU macht deutlich, 
dass diese Eingangsfrage nur eine rhetorische 
sein kann. Mit dem Verweis auf das beispiellose 
Elend innerhalb des »real existierenden Kapi-
talismus« gibt er zu verstehen, warum er dieser 
Form der Vergesellschaftung eine klare Absage 
erteilt. Altvater zeigt auf, dass in der kapitalisti-
schen Weltgesellschaft trotz immens anwachsen-
dem Reichtum an Gütern die produziert werden, 
»das Heer der Armen« täglich anwächst. Hun-
ger, Krieg und Massenelend, soziale Not und 
Umweltzerstörungen, seien der ständige Beglei-
ter der »Marktwirtschaft«. Der Kapitalismus sei 
jedoch nicht deshalb schädlich für die Mehrheit 
der Menschen, weil er nicht gut genug funktio-
niere, sondern gerade weil er so gut funktioniere. 
Die kapitalistische Produktionsweise sei als »Sys-
tem der quantitativen Ungleichheitsproduktion« 

zu begreifen, bei dem die einen mehr produzie-
ren würden als sie zurückbekommen, während 
die Überschüsse von anderen angeeignet werden. 
Eigentum und Aneignung auf der einen Seite 
stünden folglich immer Ausbeutung und Enteig-
nung auf der anderen Seite gegenüber. 

Analyse der kapitalistischen Gesellschaft 
und die Suche nach Alternativen

Die Tatsache, dass so viele Menschen in der ka-
pitalistischen Weltgesellschaft Schaden nehmen, 
sei aber nicht auf die moralische Unaufrichtigkeit 
einzelner Manager zurückzuführen. Deshalb 
sei es wichtig, die Kritik am Kapitalismus nicht 
auf die Denunziation einzelner »Heuschrecken« 
zu beschränken, sondern die Gesellschaftsform 
als Ganzes ins Visier zu nehmen. Altvater macht 
deutlich, dass der weit verbreitete Glaube an ein 
»Ende der Geschichte« und die angebliche Al-
ternativlosigkeit der gesellschaftlichen Verhält-
nisse falsch sei. Schließlich habe die Menschheit 
99 Prozent der Geschichte unter nicht-kapitalis-
tischen Verhältnissen gelebt und gearbeitet. Die 

»Das Ende des 
Kapitalismus, wie 
wir ihn kennen«

von hannes strobel
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Geschichte sei offen für Produktionsbedingun-
gen und Lebensweisen jenseits des Kapitalismus 
und eine andere Welt sei möglich und erstre-
benswert. Altvater möchte in seinem Buch des-
halb nach den Grenzen der kapitalistischen Form 
der Vergesellschaftung suchen und auf darüber 
hinausreichende Alternativen hinweisen.

Von Fernand Braudel und der 
Trinitarischen Kongruenz

Der theoretische Leitfaden in Altvaters »Das 
Ende des Kapitalismus« besteht aus zwei Grund-
thesen. These Nummer eins entlehnt der Poli-
tologe dem französischen Historiker Fernand 
Braudel, der zweiten These unterstellt er eine 
»Trinitarische Kongruenz« der kapitalistischen 
Gesellschaft. 

Die Braudelsche These vom Ende des Kapi-
talismus besagt, dass dieser nicht alleine in sich 
zusammenfallen wird, wie etwa der »real exis-
tierende Sozialismus«, sondern dass es zweier-
lei erfordern wird, um ihn zu überwinden. Ers-
tens: Ein heftiger Stoß der von außen kommt 
und zweitens, eine glaubwürdige Alternative, die 
im Innern der kapitalistischen Gesellschaft her-
anwächst. Altvaters zweite These von der »Trini-
tarischen Kongruenz« umschreibt die moderne 
kapitalistische Gesellschaft als eine historisch 

einmalige »Dreifaltigkeit« von europäischer Rati-
onalität, fossilen Energieträgern (also Kohle, Öl 
und Gas) und kapitalistischen Formen. Das Zu-
sammenwirken dieser drei Elemente habe eine 
historisch spezifische Form der Vergesellschaf-
tung hervorgebracht. Die europäische Rationa-
lität nehme heute in Form der modernen Indus-
trie materielle Gestalt an, denn dank Profit und 
Konkurrenz werde die ausreichende Dynamik 
stimuliert und mit den fossilen Energieträgern 
stehe der nötige Treibstoff zur Verfügung. Dies 
habe im modernen Kapitalismus zu einer einma-
ligen Beschleunigung aller ökonomischen und 
sozialen Prozesse geführt. Besonders betont Alt-
vater die maßgebliche Rolle der fossilen Energie-
träger. Die Industrielle Revolution sei zugleich 
eine fossile Revolution gewesen. Ohne die his-
torische Verbindung zwischen Kapitalismus und 
Fossilismus wäre eine Steigerung der Produktiv-
kräfte im selben Maße nicht möglich gewesen. 
Altvater kann rückblickend zeigen, dass die Ent-
wicklungsgeschichte des Kapitalismus, wie wir 
ihn kennen, tatsächlich ohne die Nutzung fos-
siler Brennstoffe nicht möglich gewesen wäre. 
Schon früh, so zeigt der Politikwissenschaft-
ler, wurde der Kapitalismus unweigerlich »fos-
silistisch« und ist bis heute maßgeblich auf Öl, 
Kohle und Gas angewiesen. Diese Abhängigkeit, 
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so Altvater, sei aber auch das, was dieser Gesell-
schaftsformation unweigerlich zum Verhängnis 
werde. Der Politologe kann überzeugend bele-
gen, dass sich die Aussage »der Menschheit geht 
das Öl aus«, schon in naher Zukunft bewahr-
heiten wird. An dieser Stelle führt Altvater seine 
beiden Hauptthesen zusammen: Die allmähliche 
Verknappungen der fossilen Energieträger sei der 
Stoß von Außen, der den Kapitalismus ins Wan-
ken bringt, von dem Braudel gesprochen hat. Die 
Produktions- und Konsumtionsstrukturen im 

Kapitalismus seien in Gänze 
auf das fossile Energiere-

gime zugeschnitten, 
mit erneuerbaren 

Energieträgern 
sei das Tempo 
der kapitalis-
tischen Ak-
kumula-
tion deshalb 
nicht zu hal-
ten. Eine sich 

auf Sonnen-
energie stüt-

zende, solare Ge-
sellschaft sei deshalb 

unter kapitalistischen 
Verhältnissen schlicht unmög-

lich. Das Überschreiten des »peakoil« (Ölförder-
maximum) stelle deshalb den nötigen externen 
Schock dar, um den Kapitalismus zu überwin-
den. Doch dieser Stoß alleine sei nicht ausrei-
chend, es bedürfe zusätzlich glaubwürdiger Al-
ternativen im Innern der Gesellschaft um eine 
bessere Welt als die bestehende zu errichten.

Solidarische Ökonomie - Glaubwürdige 
Alternativen im Innern der Gesellschaft

Welche Gestalt haben die Alternativen, die in-
nerhalb des Kapitalismus heranwachsen und was 
macht sie glaubwürdig? Altvater fasst sie unter 
dem Begriff der »solidarischen Ökonomie« zu-
sammen. Zu einer glaubwürdigen Alternative 
werde die »solidarische Ökonomie« vor allem 

deshalb, weil sie im Gegensatz zum Kapitalis-
mus, nicht auf fossile Energieträger angewiesen 
sei. Mithilfe der Formen solidarischer Ökonomie 
sei deshalb der Übergang zu einer besseren sola-
ren Gesellschaft möglich. Um jedoch verstehen 
zu können, was eine Gesellschaft, die auf solida-
rischer Ökonomie basiert, von bisher gekannten 
Gesellschaften unterscheidet, seien einige theo-
retische Vorüberlegungen nötig. Altvater grenzt 
deshalb die Leitidee der »Solidarität« von ande-
ren Grundprinzipien ab.

Solidarität statt Äquivalenz 
und Redistribution

»Äquivalenz« beschreibt Altvater als das vorherr-
schende Prinzip in der bürgerlichen Gesellschaft. 
Der Austausch von Äquivalenten sei die grund-
legende Form der gesellschaftlichen Vermittlung 
im Kapitalismus, die auf der formellen Freiheit 
und Gleichheit der einzelnen Individuen basiere; 
mit den bekannten verheerenden Folgen für 
die Mehrheit der Menschen. Denn, so Altvater: 
»Ungleichheit folgt unter kapitalistischen Bedin-
gungen aus Gleichheit«. Als »Redistribution« 
beschreibt Altvater das bestimmende Prinzip im 
einst »real existierenden Sozialismus«. Darunter 
sei eine hierarchisch organisierte Verteilung von 
Ressourcen innerhalb einer Gesellschaft zu ver-
stehen. Dieses Prinzip könne aber nur in einer 
kleinen überschaubaren Gesellschaft einigerma-
ßen funktionieren, sei aber kein Rezept für eine 
globalisierte Welt. Der Politikwissenschaftler fol-
gert deshalb: »Eine Planwirtschaft ist also keine 
Lösung, selbst wenn sie erstrebenswert wäre.« 
Sowohl dem Prinzip der »Äquivalenz« als auch 
dem der »Redistribution« erteilt Altvater des-
halb eine Absage und stellt ihnen das Prinzip der 
»Solidarität« gegenüber. Denn eine bessere Welt 
könne nur mit einer »breiten Beteiligung von 
unten« entstehen. So bedürfe es eines revolutio-
nären Prozesses, um die den Kapitalismus cha-
rakterisierenden sozialen Formen zu überwin-
den. Dieser könne jedoch nicht in akademischen 
oder politischen Zirkeln entworfen werden. Ein 
Systemwechsel sei nur durch die politische, so-
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ziale und ökonomische Praxis der Menschen aus 
den sozialen Bewegungen möglich. 

Ansätze solidarischer Ökonomie im 
real existierenden Kapitalismus

Formen der solidarischen Ökonomie finden sich 
bereits in der heutigen Gesellschaft, so Altvater. 
Er fasst darunter große Teile des so genannten 
dritten Sektors oder »Non-Profit-Sektor«. Dem-
nach seien Genossenschaften, Selbsthilfegrup-
pen, gemeinnützige Stiftungen, Tauschringe 
usw. gleichermaßen Keimzellen einer neuen so-
lidarischen Ökonomie. Denn bei diesen Formen 
des Wirtschaftens gelte statt des kapitalistischen 
Äquivalenzprinzips ein Prinzip der kollektiven 
Solidarität. Es sei deshalb wünschenswert, wei-
ter an der Herausbildung kollektiver Organisati-
onsformen und Handlungsstrategien zu arbeiten 
und mittelfristig eine Verknüpfung zwischen den 
verschiedenen Ebenen der solidarischen Ökono-
mie herzustellen. Dabei sei es wichtig, Bildungs-
anstrengungen zu fördern, um so ein »empo-
werment« der Akteure zu unterstützen. Altvater 
verweist dabei auch auf die jüngsten Entwicklun-
gen in Lateinamerika, speziell in Venezuela und 
Brasilien. Dort seien die Bemühungen um so-
lidarische gesellschaftliche Alternativen bereits 
viel weiter gediehen als in Europa. Solidarische 
Ökonomie, so Altvater, müsse als eine radikale 
weil praktische Kritik des Kapitalismus verstan-
den werden. Ob sich dieser jedoch letztendlich 
damit überwinden lasse, könne nur die Zukunft 
zeigen.

Stärken und Schwächen von »Das 
Ende des Kapitalismus«

Altvater zeigt in seinem Buch zumeist Altbe-
kanntes auf. Dass die kapitalistische Gesellschaft 
grundsätzlich eine unvernünftige Geschichte ist 
und unweigerlich erheblichen Schaden an den 
materiellen Lebensinteressen der meisten Men-
schen verursacht, kann nicht ernsthaft bestritten 
werden. Doch in diesem Punkt wollte der Autor 
auch sicher nicht das »Rad neu erfinden«. Auch 
nicht neu, aber selten so anschaulich gemacht, 

sind seine Ausführungen zum Ende des Ölre-
gimes. Die Tatsache, dass die fossilen Brenn-
stoffe in naher Zukunft zur Neige gehen, wird 
von vielen Apologeten der »Marktwirtschaft« 
ja vehement in Abrede gestellt. Altvaters spezi-
fischer Beitrag besteht in den zwei Thesen, die 
den Leitfaden zu seinem Buch bilden. Leider lie-
gen aber genau hier auch die Schwächen von 
»Das Ende des Kapitalismus«. Die von Fernand 
Braudel entlehnte These von einem möglichen 
Ende der kapitalistischen Gesellschaft bleibt 
durchgehend nur eine These und wird nicht nä-
her begründet. Hier wäre es angebracht gewe-
sen, zu erläutern, warum es eines Stoßes von Au-
ßen bedarf, um die kapitalistische Gesellschaft 
aufzulösen. Gerade die vermeintliche Tatsache, 
dass es überhaupt ein »Außen« im Kapitalismus 
geben soll, wird von Autoren vehement bestrit-
ten. Die zweite These von der »Trinitarischen 
Kongruenz« bleibt spekulativ. Warum der fossile 
Kapitalismus kein solarer Kapitalismus werden 
kann, vermag Altvater nicht überzeugend darzu-
legen. Mit der These, nur eine solidarische Ge-
sellschaft könne das Ende des Ölzeitalters über-
leben, versteigt sich der Politikwissenschaftler in 
eine geschichtsdeterministische Argumentati-
onsweise.

 Äußerst positiv anzumerken bleibt, dass Alt-
vater die Chancen, aber auch die Fallstricke von 
»real existierenden« Formen solidarischer Öko-
nomie herausstellt. Auch sein »Schwenker nach 
Lateinamerika« und sein Ausblick in eine mög-
liche Zukunft solidarischer Ökonomie sind in-
formativ. Völlig unverständlich bleibt allerdings, 
warum er per se allen Formen des Wirtschaftens 
aus dem Non-Profit-Bereich emanzipatorisches 
Potential zuerkennt. Im Falle bspw. der »Tau-
schringe« erscheint dies als äußerst zweifelhaft. 
Alles in allem ist Altvaters Buch zwar nicht ohne 
Schwächen aber durchaus wert, einen Blick zu 
riskieren. Von den Büchern welcher FU-Profes-
soren kann das heute noch gesagt werden?

Elmar Altvater: »Das Ende des Kapitalismus, wie wir 
ihn kennen. Eine radikale Kapitalismuskritik.« 
Westfälisches Dampfboot, 2006
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E
r ist die Nummer 1. 
In einer (nicht re-
präsentativen) Um-
frage unter rund 

2000 HochschullehrerInnen 
konnte Jürgen Zöllner in die-
sem Jahr bereits zum zweiten 
Mal den Spitzenplatz als be-
liebtester Wissenschaftsminis-
ter im Ländervergleich errin-
gen. Der wohl profilierteste 
Bildungs- und Wissenschafts-
politiker der SPD ist seit in-

zwischen 15 Jahren in Rheinland-Pfalz im Amt 
und könnte sich, 61-jährig, so langsam zufrie-
den in den Ohrensessel sinken lassen. Aber nein, 
Großes harrt seiner. Berlin braucht ihn; die ber-
liner SPD vor allem, denn mit dem bisherigen 
Amtsinhaber hat es nicht so gut geklappt.

Es heißt, Klaus Wowereit und Thomas Flierl 
seien sich nicht »grün« gewesen, die »Che-
mie« habe nicht gestimmt, und so war der Ab-
schied des letzteren eine der Bedingungen für 
die Fortführung der Koalition in Berlin. Poli-
tik, so sachorientiert, dass es im Gebälk gar hef-

tig knacken tut. Ob in den Hochschulleitungen 
nun das große Zittern angesichts des Nachfol-
gers des gelangweilten Kultursenators beginnt? 
Für den immer leicht weltabgewandt wirken-
den Intellektuellendarsteller waren die Hoch-
schulen die ungeliebte Zugabe zum Ressort, ver-
zichtbarer Tand, der jedoch nicht schlecht mit 
dem demonstrativen Desinteresse der Adminis-
tration fuhr. Der Senator hatte keinen Plan, kei-
nen Willen, ja, rein gar nichts erkennen lassen, 
was in den Präsidialbüros in Mitte, Dahlem oder 
sonstwo irgendwen hätte einschüchtern können.

Zöllner hingegen... Der Mann kommt vom 
Fach. Medizinprofessor, Hochschulrektor a.D., 
amtierender Minister, gremienerfahren, ver-
handlungsfest, respektiert allerorten, und vor al-
lem hat er eine Vision (obwohl dieser Begriff 
vielleicht irreführt, der Mann ist schließlich seit 
34 Jahren Sozialdemokrat.). Was will er in Ber-
lin? Wenn er überhaupt im eigentlichen Sinne 
will: die Personaldecke der SPD ist dünn und ein 
zumindest vorgeblich wichtiges Amt wie das des 
Senators für Wissenschaft und Bildung mal eben 
kompetent besetzen zu müssen, fordert die Krea-
tivität des Apparates. Parteichef Kurt Beck fädelt 

Der Superzöllner 
kassiert
Die Wiederauflage der SPD/PDS-Koalition 
im Land Berlin hat mit dem bisherigen rhein-
land-pfälzischen Wissenschaftsminister Jür-
gen Zöllner einen kapitalen Fang gemacht.

von daniél kretschmar
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auf dem kurzen Dienstweg eine Personalrochade 
ein, mit der er, im Nebenberuf Ministerpräsi-
dent des Landes Rheinland-Pfalz, seinen Ver-
trauten Zöllner 
nach Berlin 
holt. Voilà, es 
ist angerich-
tet. Aber was 
genau? Zöll-
ner eilt der Ruf 
des herausra-
genden Aka-
demikers und 
erfolgreichen 
Politikers vor-
aus. Im Zuge 
der Föderalis-
musreform hat 
er sich zusätz-
liche Meriten 
als Diplomat 
im Auftrage 
sowohl der 
Partei als auch 
der Länderin-
teressen ver-
dient. Zualler-
erst aber hat er 
bisher zu je-
der Reformi-
dee im Hoch-
schulwesen 
eine ganz spe-
zielle Variante, 
eine Art Zöllner-Spin präsentiert, der häufig den 
Eindruck erweckte, er sei den anderen (links wie 
rechts) einen Schritt voraus.

»Der Feind des Guten ist das noch 
Bessere! Und dem noch Besseren 
sind wir alle verpflichtet.«

Jürgen Zöllner hat seit Mitte der 90er Jahre ein 
ganz eigenes Modell der individualisierten Stu-
dienfinanzierung entwickelt, das Studienkon-
tenmodell. Kurz gesagt handelt es sich um einen 
Gutschein, der bei Aufnahme des ersten (!) Stu-

diums 200 (+/-) Semesterwochenstunden zur 
Abbuchung bereithält, die in einer vorgegebenen 
Zeit kostenfrei verbraucht werden können; da-

nach muss der/
die Studie-
rende den Ver-
brauch an der 
Ware Bildung 
bezahlen. Der 
Minister wird 
nicht müde zu 
betonen, dass 
es dabei um 
die Vermei-
dung von Stu-
diengebüh-
ren geht, nicht 
um ihre Ein-
führung, was 
inzwischen 
kaum noch je-
mand in Zwei-
fel zieht. Zöll-
ner wird 
bundesweit 
als letzter Ver-
fechter des ge-
bührenfreien 
Studiums apo-
strophiert. 
Auf diese Idee 
hätte 1998 
mal jemand 
kommen sol-

len. Was genau das Gute an Studiengebühren 
ist, erschließt sich nicht (Lesen Sie bitte die ein-
schlägigen, hoffentlich an jeder Ecke erhältli-
chen Flugschriften zum Thema!). Warum dann 
aber Gebühren auf der Hintertreppe besser sein 
sollen, kann niemand schlüssig erklären. Warum 
ein gebührenfreies Studium hingegen gut, wenn 
nicht gar die beste Idee ist, erschließt sich sofort 
(Lesen Sie bitte usw.). Warum es dann aber ei-
ner Verbesserung durch die Gebührendrohung, 
die das Studienkontenmodell zweifellos enthält, 
bedarf, bleibt schleierhaft. Das schlagkräftigste 
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(nicht das vernünftigste) Argument für die Kon-
ten ist die Angst vor den überall drohenden all-
gemeinen Gebühren. Zöllner hat schlicht das 
kleinere Übel parat. Warfen ihm einst zumeist 
linke KritikerInnen gewohnt analytisch korrekt 
und ebenso wirkungslos vor, das Studienkonten-
modell fördere die Einführung allgemeiner Ge-
bühren, sieht Zöllner sich jetzt mit der Situation 
konfrontiert, dass die Gebühren in mehreren 
Ländern bereits beschlossen sind und sein Mo-
dell dadurch nicht mehr gar so innovativ daher-
kommt, dafür allerdings gegen die sonstige Ab-
zocke direkt human erscheint, jedoch einige gar 
nicht so überraschende praktische Schwächen 
aufweist. Was einen fahlen Lichtschein auf seinen 
Wechsel nach Berlin wirft.

Das wesentliche Problem aller Landesregelun-
gen jenseits der Einführung allgemeiner Studi-
engebühren ist die Tatsache, dass sie nicht funk-
tionieren können, wenn nicht alle mitmachen. 
Bekanntermaßen gibt es Länder, die sehr bald 
allgemeine Gebühren erheben werden und an-
dere, die das nicht tun werden. Preisfrage: Wel-
che dieser Länder werden (zumindest kurzfris-
tig) den höchsten Zuwachs an Studierenden und 
damit natürlich auch Kosten haben? Das müsste 
der Moment sein, wo ein Mann von Zöllners 
Schlag die Landeshoheit in Bildungsfragen zum 

Teufel wünschen müsste. Vielleicht macht er das 
im stillen Kämmerlein auch, öffentlich aber spielt 
er seinen letzten Trumpf aus: den Vorteilsaus-
gleich. Länder, die Studienplätze über den ei-
genen »Absolventenbedarf« anbieten sollen von 
den anderen Bundesländern, respektive dem 
Bund Ausgleichszahlungen zur Ausfinanzierung 
der fakultativ vorgehaltenen Studienplätze er-
halten. Der Schönheitsfehler an dem Vorschlag: 
Warum sollten die Länder mit Abwanderung po-
tentieller AkademikerInnen sich darauf einlas-
sen? Es folgt der letzte Zug zur Verteidigung des 
Studienkontenmodells: die Landeskinderrege-
lung. Nochmal: Landeskinderregelung. Es han-
delt sich dabei um die Konstruktion eines »Bil-
dungsinländertums« auf Bundesländerebene. 
Konkret heißt das: wer aus fm Dorf kommt, 
kann im Rahmen des Kontenmodells im Dorf 
Schmied lernen, wer ausm andern Dorf kommt, 
muss gleich zahlen. Doch auch hier tut sich ein 
Problem auf: Hamburg ist mit einer ähnlichen 
Regelung vor Gericht glorios gescheitert. Ein 
Student hatte gegen die Erhebung einer wohn-
ortsindizierten Gebühr geklagt und gewonnen. 
Interessanter Problemlösungsansatz: Statt den 
Murks ad acta zu legen, ist man gleich zur Erhe-
bung allgemeiner Studiengebühren übergegan-
gen. Es lohnt sich durchaus, darauf zu achten, 
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gegen wen Prozesse so gewonnen werden! In 
Bremen bahnt sich das gleiche Spektakel an, in 
Rheinland-Pfalz jedoch wird die entsprechende 
Regelung gerade durch die parlamentarischen 
Gremien geschleust; eine erwiesenermaßen ver-
fassungswidrige und unpraktikable Regelung, 
unterschrieben von Jürgen Zöllner. Wird Ber-
lin seine Zuflucht vor den zu erwartenden Pro-
blemen? Wenn der Schuss mal nicht nach hinten 
losgeht.

Die schönste Kritik zu Studienkonten steht 
übrigens in einem Papier der rheinland-pfälzi-
schen Industrie- und Handelskammern (IHK): 
»Die geplanten Studienkonten lehnen die vier 
rheinland-pfälzischen IHKs ab, da sie Studie-
rende benachteilige, die während des Studiums 
in ein anderes Bundesland wechseln.« Sehr gut 
beobachtet, eins, setzen!

»Wir müssen dafür Sorge tragen, dass Stu-
dium und Lehre aus der Sicht der Studierenden 
wie der Lehrenden eine wechselseitige Verpflich-
tung beinhalten und eine gesamtgesellschaftli-
che Notwendigkeit darstellen.«

Jürgen Zöllner redet gerne über, seltener mit 
Studierenden. Die Studierendenschaften in 
Rheinland-Pfalz haben in den vergangenen Jah-
ren, insbesondere zur Novelle des dortigen Lan-
deshochschulgesetzes in 2003, immer wieder 
beklagt, dass ihre Beteiligung an den Entschei-
dungsprozessen offenbar nicht erwünscht sei. 
Interessierte können schon mal anfangen, Pa-
piere, Gesetze, Entwürfe und Rechtsverordnun-
gen aus dem fernen Süd-Westen der Bundesrepu-
blik zu studieren. Es lohnt sich durchaus, hatte 
der dienstälteste Wissenschaftsminister der Bun-
desrepublik doch hinreichend Zeit, seine Vision 
einer funktionierenden Hochschullandschaft 
umzusetzen. Sehr innovativ das alles, natürlich 
mit Zöllner-Spin. Die Hochschulhaushalte sind 
nicht im gewohnten Sinne autonom verwaltet, 
jedoch flexibel. Dass heißt, das Land gibt Kenn-
zahlen vor, die erreicht werden sollen, wozu die 
einzelnen Haushaltsposten sich weitestgehend 
gegenseitig decken können. Die Leistungsver-
gabe ist leistungsbezogen, sonst bräuchte es ja 

auch keine Kennzahlen. Die Hochschulleitungen 
sind straff organisiert, der Gremieneinfluss ist 
zurückgedrängt, der Hochschulrat (eine Art Ku-
ratorium) ist hochkarätig besetzt und hat weit-
gehende Mitspracherechte. Studierende haben in 
dieser Verantwortungskette kaum Möglichkeiten 
einzugreifen oder sich überhaupt Gehör zu ver-
schaffen. Der Minister selbst hat sich landesge-
setzlich neben der Rechtsaufsicht noch die eine 
oder andere Fußangel legen lassen, über die er 
steuernd eingreifen kann: 

»Verantwortung meine ich hier ausdrücklich 
nicht als Einbahnstraße, sondern als wechselsei-
tige Beziehung zwischen Hochschule einerseits 
sowie Staat und Gesellschaft andererseits.«

Klartext: Autonomie ist gut, Kontrolle ist besser. 
Das gleiche Prinzip gilt selbstverständlich für die 
Beaufsichtigung des Studierverhaltens der Lan-
des- und anderer Kinder. Ein Schelm, wer da 
gleich an die Studienkonten und Zwangsbera-
tungen denkt.

Jürgen Zöllner war in den vergangenen Jah-
ren die prägende Figur hochschulpolitischer Pra-
xis in der SPD und hat bewiesen, dass das klei-
nere Übel nur der Vorbote des größeren ist und 
dass sich beide häufig zum Verwechseln ähn-
lich sind. Ob der frischgebackene Senator irgen-
detwas in Berlin bewegen kann, hängt natürlich 
nicht allein von ihm ab. Zöllner ist zum Beispiel 
dringender Verfechter des Verbleibs aller Gebüh-
ren an den Hochschulen. Die Diskussionen mit 
Thilo Sarrazin werden sicher recht erbaulich wer-
den. Daneben darf nicht vergessen werden, dass 
das regelmäßig in den Blickpunkt der Öffentlich-
keit geratende Schulsystem der Stadt auch in sei-
ner Verantwortung liegt.

Von einem Traumjob kann recht eigentlich 
nicht die Rede sein, von allzu großem Mitleid 
mit Jürgen Zöllner ist trotzdem abzuraten.

Zitate aus Zöllner-Reden der letzten 3 Jahre.

Abdruck mit freundlicher Genehmigung der 
huch!
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S
tudiVZ ist ein soziales Internet-Netz-
werk, in dem sich Studierende, Dozen-
tinnen und Dozenten, sowie ehemalige 
Uni-Angehörige »vernetzen« können. 

Dieses kann folgendermaßen ablaufen: Die Stu-
dierenden können sich bei StudiVZ anmelden 
und ein »Benutzerprofil« anlegen. Dort können 
sie neben Angaben zum Studiengang oder den 
derzeit besuchten Veranstaltungen auch private 
Einzelheiten veröffentlichen, wie das Alter, der 
Adresse, Hobbies oder besondere Vorlieben. Au-
ßerdem können Fotoalben mit Privataufnahmen 
online gestellt werden. Die registrierten Benut-
zerinnen und Benutzer können sich daraufhin 
mit ihren »Freunden« vernetzen, weitere Kon-
takte knüpfen, Informationen austauschen oder 
in eine der zahlreich existierenden Gruppen ein-
treten.

Vor einem Jahr, im Oktober 2005, wurde 
das »Studiverzeichnis« von Ehssan Dariani und 
Dennis Bemmann gegründet. Innerhalb dieses 
Jahres fand die Plattform ungeheuren Zuwachs. 
Allein durch Mund-zu-Mund Propaganda ver-
größerte sich StudiVZ auf eine Million regist-
rierte Nutzerinnen und Nutzer. Seit September 
2006 ist die Corporate-Venture-Capital-Toch-
ter der Verlagsgruppe Holtzbrinck Hauptinves-

tor des Projekts. Das StudiVZ erinnert stark an 
eine deutsche Version des amerikanischen Netz-
werkes Facebook1. »Die Ähnlichkeiten im De-
sign sind frappierend. Die systeminternen Fehler-
meldungen, die überraschend freimütig das Wort 
»fakebook« enthalten, legen den Schluss nahe, 
dass auch den Machern der Seite diese Ähnlich-
keit durchaus bewusst ist.«2

Die Vernetzung von Studierenden ist an sich 
keine schlechte Sache, doch zeigte sich schnell, 
dass StudiVZ alles andere als eine professio-
nell aufgebaute Plattform ist. In den vergange-
nen Monaten häuften sich die Skandale rund um 
das Studiverzeichnis. Und die Menge an Daten-
schutzmängeln nimmt mittlerweile ein trauriges 
Ausmaß an. 

Mangelhafter Datenschutz
Ein kleiner Skandal wurde von dem Blogger 
Jörg-Olaf Schäfers3 aufgedeckt. Er zeigte, dass 
auch ohne Hacker-Kenntnisse jede Person, die 
einen StudiVZ-Profil hat, sich Zugang zu priva-
ten Dateien beschaffen kann. So können Bilder 
oder Informationen, die von der/dem StudiVZ-
BenutzerIn als privat und explizit nicht öffent-
lich gespeichert sind, von jeder x-beliebigen Per-
son eingesehen werden. Es genügte dazu eine 

Studis in der 
Datenfalle
Nach einem anfänglichen Höhenflug des Studierenden-Netzwerk-
kes StudiVZ bröckelt mittlerweile die Fassade der Online-Platt-
form. Domain-Grabbing, sexuelle Belästigung, Nazi-Witze und Pro-
bleme mit dem Datenschutz bringen StudiVZ in Verruf.

von tanja stein
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leichte Änderung der URL des gesperrten Pro-
fils. Auch Fotos, die nur für die Besitzerin oder 
den Besitzer in der Plattform sichtbar sein soll-
ten4, können schnell eingesehen werden. 

Ein weiteres Problem stellen wiederum die 
in StudiVZ veröffentlichten Bilder dar. Denn 
jede registrierte Person kann Fotos in sein Pro-
fil integrieren, die unter Umständen nicht nur 
sich selbst zeigen. So besteht bei jedem Bild, das 
mehrere Personen zeigt, die Möglichkeit, dass 
die Rechte der abgebildeten Personen verletzt 
werden. Nach dem Gesetz hat jede/r das »Recht 
am eigenen Bild«, ein Foto darf also nicht ohne 
Erlaubnis der abgebildeten Personen im Internet 
veröffentlicht werden. Doch wer achtet darauf? 
Ein so großes Projekt hat mit einer nur kleinen 
Zahl an Angestellten keine Chance, alle Inhalte 
der Plattform zu kontrollieren, weder Bilder 
noch Gruppen oder andere Statements.

Zweifelhafter 
Geschäftsmann

Der Gründer von Stu-
diVZ geriet in letzter Zeit 
selbst in die Schlagzei-
len. Ehssan Dariani gehö-
ren beispielsweise die In-
ternet-Domains www.
voelkischer-beobachter.
de und voelkischerbeo-
bachter.de. Im Stil eben 
dieses »Völkischen Beob-
achters«, einem national-
sozialistischen Propagand-
ablatt, erschien auch eine 
Einladung zu seinem Ge-
burtstag. »Kampfblatt der 
Vernetzungsbewegung 
Europas«5 wurde das ge-
nannt, der Reichsadler 
krallte sich jedoch nicht 
in das Hakenkreuz, son-
dern eben in das Logo von 
StudiVZ. Fraglich nicht 
nur, warum man auf eine 

derartige Weise zu seinem Geburtstag einladen 
sollte, sondern auch, mit welchem Ansinnen man 
sich solche Domains kauft. 

Des Weiteren fiel er negativ durch seine nächt-
lichen Filmaktionen auf. Dariani filmte etwa 
Frauen auf öffentlichen Toiletten und in U-Bah-
nen und stellte diese Videos im Anschluss in das 
Online-Videoportal youtube.com.6 Alles in al-
lem wirft dies ein ziemlich negatives Bild auf den 
aufstrebenden Geschäftsmann Dariani.

Umstrittene Geschäftspraktiken
Nicht gerade positiv fiel das Unternehmen zu-
dem auf, als öffentlich wurde, dass sich StudiVZ 
die Internet-Domains der Konkurrenz in an-
deren Ländern reserviert hat.7 Das so genannte 
»Domaingrabbing« ist eine nicht gerade nette 
Form des wirtschaftlichen Umgangs mit Kon-
kurrenten: Sich selbst nach oben boxen, um je-
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den Preis. Ein Mitbegründer des StudiVZ, Mi-
chael Brehm, nahm inzwischen die Schuld auf 
sich und entschuldigte sich in aller Form. Die 
Domains sollen nun umgehend wieder zum Ver-
kauf freigegeben werden.

Sexistische Belästigungen
In StudiVZ tümmeln sich jedoch nicht nur nette 
Organisationen und Studierende, die gerne alle 
Freunde sind. Wie bekannt wurde, organisierte 
sich in dem Online-Netzwerk eine sexistische 
Gruppe, die gezielt Frauen aus StudiVZ 
heraussuchte, um so genannte »Miss-
Wahlen«, also Schönheitswettbewerbe, 
durchzuführen. Dies fand natürlich ohne 
das Wissen der jeweiligen Betroffenen statt. 
Teilweise diskutierten sie jedoch nicht nur 
das Aussehen der Frauen, sondern kannten 
auch deren Adressen. Die rein männliche 
Gruppe führte teilweise im Anschluss der 
Wahlen Aktionen durch, die als »gemein-
schaftliche Belästigung und Stalking«8 be-
zeichnet werden können. 

Etliche der 700 Mitglieder be-
teiligten sich an den Tätigkeiten der 
Gruppe und konnten auch nach Hinwei-
sen von einem »StudiVZ-Moderator«, 
der Beschwerden nachging, nicht 
nachvollziehen, was den an ihrem 
Verhalten so falsch sei. Jedoch lässt 
sich auch an dem Verhalten des Mo-
deratoren Kritik üben, denn in der 
E-Mail, in der er den Leiter 
der Gruppe dazu auffordert, 
die öffentlich einsehbare 
Beschreibung der Gruppe 
zu ändern, fragt er selbst an, 
ob er in die Gruppe eintreten 
dürfe. 

Die Situation wird da-
durch auch nicht verbes-
sert, dass der Pressespre-
cher von StudiVZ die 
sexistischen Ausuferungen 
in dem Portal klein redet: 
»Auf jedem Uni-Campus 

ist es normal, dass sich Studentinnen über Stu-
denten und Studenten über Studentinnen unter-
halten. So auch bei StudiVZ.«9 Denn auch wenn 
solches Verhalten auch auf dem Campus statt-
finden kann, ist es keinesfalls in Ordnung. Eine 
Distanzierung von sexistischem Verhalten und 
derartigen Gruppen ist auf jeden Fall angebracht.



65

Fragwürdige Gruppen
Die Unkontrollierbarkeit der Plattform führt zu 
einem weiteren Problem: Es etablieren sich frag-
würdige Gruppen. Jede Person hat im StudiVZ 
die Möglichkeit, eine Gruppe zu gründen. Ei-
nige von ihnen können kaum mehr als satirisch 
oder komisch abgestempelt werden, sondern ge-
ben sich offen sexistisch, homophob oder ras-
sistisch. So gibt es unter anderem Gruppen mit 
dem Namen »Wer Multikulti will, der hat keine 
eigene Kultur«, »Groß- oder Kleindeutsche Lö-
sung«, in der über die Frage diskutiert wird, ob 
Deutschland mit Österreich oder ohne gesehen 
werden sollte, oder »Wer den Papst angreift, dem 
kack ich in den Dönerladen«. In diesen Grup-
pen, die teilweise über 200 Mitglieder haben, 
finden sich auch Personen, die nebenbei auch in 
der Gruppe »Deutsche Burschenschaft« vertre-
ten sind. Die »Deutsche Burschenschaft« ist ein 
Dachverband für etwa 120 Burschenschaften aus 
Deutschland sowie aus Österreich und hat na-
hezu 15.000 Mitglieder. Wer in die StudiVZ-
Gruppe will, muss auch nachweisen können, dass 
er im »realen Leben« auch in einer Burschen-
schaft aktiv ist. 

Dabei gilt es zu bedenken, dass die Über-
gänge zwischen einigen in der »Deutschen Bur-
schenschaft« organisierten Kooperationen und 
dem offen rechtsextremistischen Spektrum häu-
fig fließend sind. So werden regelmäßig NPD-
Mitglieder und andere Rechtsextremisten als 
Referenten von solchen Burschenschaften einge-
laden. Da die Burschenschaftler in ihren Grup-
pen »unter sich« sind, können sie auch unge-
stört das StudiVZ als Kommunikationsplattform 
missbrauchen.

Auch andere rechtsextreme Gruppen treffen 
sich gerne im StudiVZ. So zum Beispiel Anhän-
ger der »Jungen Freiheit«, die StudiVZ-Gruppe 
der rechten Wochenzeitung oder in der »Anti-
Zecken-Liga«, die klar neonazistisches Jargon 
benutzen und keinen Hehl daraus machen, wel-
cher Gesinnung sie sind. Mit StudiVZ haben sie 
eine Plattform gefunden, auf der sie sich unge-
stört vernetzen können und ungeniert ihren Ak-
tionen nachgehen könne.

StudiVZ selbst hat festgesetzt, was für Grup-
pen gegründet werden dürfen: »Folgende Grup-
pen akzeptieren wir nicht: Gruppen, die Kri-
tik am StudiVZ ausüben, Gruppen, die wir nicht 
mögen, Gruppen für Meinungs- und Rezepti-
onsfreiheit«10 Mittlerweile wurden diese Krite-
rien zwar abgeändert11, doch fehlt weiterhin die 
definitive Absage an rechtsextreme, sexistische 
oder homophobe Organisationen, die durch Stu-
diVZ eine weitere Kommunikationsplattform er-
halten haben.

Das Online-Portal wurde nach dem Öffentlich-
werden der erheblichen Sicherheitslücken und 
anderer Probleme offline gestellt und war für 
mehrere Tage nicht aufrufbar. Ein Verhaltens-
kodex soll nun in Kontakt mit der gesamten Stu-
diVZ-Gemeinschaft erstellt werden, damit sich 
solche Entgleisungen nicht wiederholen kön-
nen. Fraglich bleibt jedoch, ob die Plattform 
jetzt, nach ihrem Relaunch, alle Datenschutz-
mängel behoben hat und in Zukunft für die Da-
tensicherheit ihrer BenutzerInnen sorgen kann. 
Zweifel bleiben angemessen. Alle StudiVZ-Nut-
zerinnen und –Nutzer sollten sich über die Ri-
siken bewusst sein und gegebenenfalls Konse-
quenzen ziehen.

Fußnoten
1  www.facebook.com
2  http://www.spiegel.de/netzwelt/

web/0,1518,448340,00.html
3  http://fx3.org/blog/2006/11/21/studivz-unseren-

tglichen-privacy-gau-gib-uns-heute/
4  Was für einen Zweck dies haben sollte, bleibt 

fraglich…
5  http://rebellmarkt.blogger.de/static/antville/

rebellmarkt/images/studivz_vbeobachtergr.jpg
6  http://www.youtube.com/watch?v=O_rLaG2iXFk
7  Es handelt sich dabei um www.unister.at und www.

studylounge.co.uk; http://fx3.org/blog/2006/11/01/
studivz-jetzt-wirds-schmutzig/

8  http://www.blogbar.de/archiv/2006/11/23/studivz-
700-stalker-und-der-datenschutz/

9  http://www.heise.de/newsticker/result.xhtml?url=/
newsticker/meldung/81562&words=StudiVZ

10  http://www.spiegel.de/netzwelt/
web/0,1518,448340,00.html
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S
eit geraumer Zeit bemängeln Mitglie-
der des AStAs die weitgehende Ver-
schimmelung der Kellerräume in der 
AStA-Villa Otto-von-Simsonstr. 23. 

Trotz Mitteilung an die Universitätsverwaltung 
und -leitung tut sich dort einfach nichts. Inzwi-
schen sind die Gerüche auch in den letzten be-
nutzten Kellerräumen unerträglich. Eine Ge-
sundheitsgefährdung kann nicht ausgeschlossen 
werden. Es scheint, dass die Probleme der Stu-
dierendenvertretung bei der Universitätsverwal-
tung keine große Priorität 
haben. 

Es werden lieber zum Verkauf stehende und von 
Marketinggruppen genutzte Villen saniert, als 
Gebäude, in denen sich Studierende aufhalten! 
Das AStA-Haus befindet sich allgemein in kei-
nem guten Zustand, die Heizungen funktio-
nieren kaum und die sanitären Einrichtungen 
werden nicht gewartet. Das eigentlich als neues 
AStA-Haus vorgesehene Haus in der Otto-von-
Simson-Str. 13/15 wird derweil von Master-
Business-Marketing und einem Schulqualitäts-
institut besetzt. So sollte eine an einem guten 

Dialog mit Studierenden inters-
sierte Universität nicht mir 

deren Vertretung 
umgehen!  

Mordanschlag auf den AStA?
Große Teile des AStA-Gebäudes sind
inzwischen unbenutzbar.

zustandsbericht
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zustandsbericht

Am 
16. und 17. Januar

könnt ihr die studentischen Vertreterinnen und Vertreter für den

akademischen Senat
und das (ruhende)

Kuratorium 
wählen.

Und vom

16. bis 18. Januar
finden die Wahlen zum

Studierendenparlament
und den

Fachschaftsräten
statt.

Wahlen im 
Januar!



Brav und artig resignieren. 

Wer nicht kämpft kann nur verlieren. 

Hoffnung schon längst auf allen Vieren. 

Wer hat gesagt, es muss so bleiben. 

Es geht anders, ich will leben! 

Es muss mehr als das hier geben!

[Keine Wahl | But Alive]


